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Zusammenfassung: Wird der absehbare demografi sche Wandel zu Einsparungen 
im Bildungssektor führen? Diese Frage wird in einer rückblickenden Analyse an-
hand von Daten aus Sachsen-Anhalt untersucht, dem Bundesland mit dem stärks-
ten Bevölkerungsrückgang seit der Wiedervereinigung. Die Ergebnisse zeigen, dass 
man angesichts sinkender Kohortengrößen in den meisten Teilbereichen des Bil-
dungssystems Ökonomisierungsstrategien beobachten kann. Diese Strategien sind 
jedoch nicht immer (unmittelbar) auf die demografi sche Schrumpfung zurückzufüh-
ren. Zudem gibt es erhebliche Unterschiede in der demografi schen Reagibilität von 
Bildungsnachfrage und -angebot. In dieser Hinsicht bedeutsame Einfl ussfaktoren 
sind verschiedene Dimensionen der Bildungsgovernance und die ökonomischen 
Bedingungen in der jeweiligen Region.
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1 Einleitung

Der demografi sche Wandel wird gemeinhin als Herausforderung für moderne Ge-
sellschaften begriffen, da sich gewachsene gesellschaftliche Strukturen für eine sich 
in Größe oder Alterszusammensetzung signifi kant verändernde Bevölkerung ten-
denziell als nicht mehr angemessen erweisen. Das Phänomen der Alterung betrifft 
fast alle Industrieländer, und viele Staaten Europas und Asiens sehen sich zudem 
mit sinkenden Bevölkerungszahlen konfrontiert. Diese demografi schen Entwicklun-
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gen werden mutmaßlich zu höheren öffentlichen Ausgaben für Renten, Gesundheit 
und Pfl ege führen, während der Bedarf an Bildungsausgaben und Arbeitslosenun-
terstützung rückläufi g sein dürfte (European Commission/Economic Policy Commit-
tee 2009: 26). Geringere Bildungsausgaben könnten entweder steigende Kosten in 
anderen Politikfeldern kompensieren helfen oder die eingesparten Mittel könnten in 
die Verbesserung der Qualität von Bildungseinrichtungen investiert werden (CEDE-
FOP 2009). Allerdings gehen auf demografi schen Daten basierende Haushaltspro-
jektionen davon aus: erstens, dass die Gesamtzahl der Bildungsteilnehmer infolge 
kleinerer Geburtskohorten abnimmt und zweitens, dass Bildungsausgaben fl exibel 
an diese Teilnehmerzahlen angepasst werden können und sollen. Aber sind diese 
beiden Annahmen tatsächlich zutreffend? Wie reagibel gegenüber demografi scher 
Schrumpfung zeigen sich die verschiedenen Stufen des Bildungssystems?

Im Gegensatz zu simplistischen, primär auf der mathematisch exakten Extra-
polation demografi scher Trends beruhenden Projektionen soll dieser Beitrag die 
Rolle der spezifi schen institutionellen Verfasstheit bestimmter Stufen des Bildungs-
wesens und der in Reaktion auf demografi sche Veränderungen getroffenen Politik-
entscheidungen beleuchten. Eine hohe demografi sche Reagibilität der Bildungs-
nachfrage zu erwarten, macht unter bestimmten Voraussetzungen Sinn: unter der 
Bedingung eines eingliedrigen, an territoriale Grenzen gebundenen Bildungssys-
tems mit stabilen Teilnahmequoten werden sinkende Bevölkerungszahlen zu gerin-
gerer Nachfrage nach Bildungsdienstleistungen führen (Reagibilität der Nachfrage-
These). In Deutschland wird diese Bedingung am ehesten von den Primarschulen 
erfüllt: da Schulpfl icht besteht und die Mobilität über Gebietsgrenzen hinweg recht 
eingeschränkt ist, erfassen Primarschulen praktisch alle Mitglieder einer Geburts-
kohorte in einer gegebenen Gebietseinheit (mit Ausnahme derer, die Förderschu-
len besuchen). Die Teilnahmequoten sind folglich stabil. Auf anderen Stufen des 
Bildungssystems kommen weitere Faktoren hinzu, wie beispielsweise individuel-
le Bildungsentscheidungen, die den Einfl uss des demografi schen Wandels auf die 
Teilnehmerzahlen begrenzen. Auf der Angebotsseite stellt der Wohlfahrtsstaat eine 
geografi sch fl ächendeckende Bildungsinfrastruktur zur Verfügung, die gleiche Bil-
dungschancen gewährleisten soll. Auf den unteren Stufen des Bildungssystems ist 
dieses Infrastrukturnetz räumlich eher dezentral und auf den oberen Stufen eher 
zentral organisiert. Die Bildungskapazitäten jeder Stufe sind an bestimmten (Teil-) 
Populationsgrößen orientiert und balancieren bis zu einem gewissen Grad päda-
gogische, politische und ökonomische Gesichtspunkte aus. Das räumliche Vertei-
lungsmuster und die Gesamtkapazität des Bildungssystems wie auch seine Orga-
nisationsstruktur sind fortwährend Gegenstand politischer Debatten. Unter der 
Prämisse, dass die Existenz von Skaleneffekten auf politischer und administrativer 
Seite Berücksichtigung fi ndet, wird die Hypothese formuliert, dass demografi sche 
Schrumpfung einen Druck hin zur Verschlankung überdimensionierter Bildungsin-
frastrukturen generiert (Ökonomisierungsthese). Gleichwohl stehen Einsparstrate-
gien immer in politischer Konkurrenz zur Forderung, allen die gleichen Zugangs-
chancen zum Bildungssystem zu bieten. Vor allem in der frühkindlichen Bildung und 
im Primarschulbereich gilt die dezentrale Leistungserbringung oftmals als ein ent-
scheidendes Qualitätsmerkmal des Bildungswesens. Wie es um die demografi sche 
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Reagibilität von Nachfrage und Angebot auf einzelnen Stufen des Bildungssystems 
bestellt ist, soll daher in diesem Beitrag empirisch überprüft werden.

Die Reagibilität des Bildungssystems auf demografi sche Schrumpfung wird auf 
regionaler Ebene untersucht. In diesem vergleichsweise kleinen Rahmen machen 
sich demografi sche Veränderungen wesentlich deutlicher bemerkbar als im nati-
onalen Maßstab. Als demografi sch schrumpfende Region wird eine subnationale 
Gebietseinheit defi niert, deren Bevölkerungszahlen im Durchschnitt über mindes-
tens fünf Jahre hinweg gesunken sind. Nach diesem Kriterium stellen die Regionen 
Ostdeutschlands besonders interessante Fallbeispiele für eingehendere Untersu-
chungen dar, da sie seit der Wiedervereinigung infolge des Geburtentiefs in den 
1990er Jahren (Kohler et al. 2002; Lechner 2001) und der Abwanderung vor allem 
nach Westdeutschland (Mai 2004) einen erheblichen Bevölkerungsschwund zu ver-
zeichnen hatten. Bildungsgesetzgebung ist in Deutschland Ländersache. Deshalb 
konzentriert sich die Analyse auf die Landesebene und nicht auf einen kleineren 
Bezugsrahmen (z.B. die Kreisebene). Anstelle der – gängigeren und natürlich eben-
so wichtigen – Erforschung räumlicher Unterschiede fokussiert dieser Beitrag auf 
den Vergleich zwischen den verschiedenen Stufen des Bildungssystems. Sachsen-
Anhalt ist das deutsche Bundesland, das während der letzten zwanzig Jahre den 
größten Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen hatte (minus 17,3 % zwischen 1991 
und 2010).1 Die nachfolgende Analyse basiert daher auf offi ziellen Daten des Statis-
tischen Landesamtes Sachsen-Anhalt.

Der Beitrag ist folgendermaßen aufgebaut: Der zweite Abschnitt gibt einen Über-
blick über ähnlich gelagerte Forschungsarbeiten zu demografi schem Wandel und 
Bildungswesen; vor diesem Hintergrund wird der spezifi sche Ansatz des vorliegen-
den Beitrags weiter ausgeführt. Der dritte Abschnitt analysiert deskriptive statisti-
sche Daten zu den verschiedenen Stufen des sachsen-anhaltinischen Bildungssys-
tems und vergleicht die untersuchten Stufen mittels bivariater Regressionsanalyse. 
Der Beitrag schließt mit einer Diskussion der Ergebnisse und möglicher Beschrän-
kungen des gewählten Ansatzes.

2 Die demografi sche Reagibilität des Bildungssystems

2.1 Stand der Forschung

Obgleich uns die demografi sche Forschung mit eindrucksvollen Regalmetern an 
Studien zu den Ursachen des demografi schen Wandels versorgt, werden mögliche 
Folgen für die Gesellschaft oder bestimmte gesellschaftliche Teilbereiche zumeist 
in anderen Disziplinen erforscht. Der umfassendste Korpus an Literatur zu den 
Auswirkungen des demografi schen Wandels auf das Bildungssystem fällt in den 

1 In anderen ostdeutschen Bundesländern war der Bevölkerungsrückgang erheblich geringer: 
z.B. minus 13,2 % in Mecklenburg-Vorpommern und minus 13,1 % in Thüringen (eigene Berech-
nungen nach Statistisches Bundesamt 2012).
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Bereich der Wirtschaftswissenschaften. Unter Anwendung diverser Panelregressi-
onsmodelle werden darin demografi sch bedingte Veränderungen der öffentlichen 
Bildungsausgaben untersucht. In diesem Kontext ist zwischen zwei Argumentati-
onslinien zu unterscheiden: die eine postuliert einen sogenannten Nachfrageeffekt, 
die andere geht von einem Generationenkonfl ikt zwischen Jung und Alt aus (Pre-
ston 1984). Der „Nachfrage“2-Effekt ergibt sich aus Schwankungen in den Kohor-
tengrößen der jüngeren Bevölkerungsgruppen und den spezifi schen Bedingungen 
der Leistungserbringung im öffentlichen Sektor. Aufgrund von Haushaltszwängen 
einerseits und hohen Fixkosten für Lehrpersonal und Sachausstattung andererseits 
lassen sich die Gesamtausgaben für Bildung nicht kurzfristig an demografi sch be-
dingte Schwankungen der Teilnehmerzahlen anpassen. Daher wird die Erhöhung 
der Gesamtausgaben in Zeiten steigender Kohortengrößen auf ein Minimum be-
schränkt, während in Phasen schrumpfender Kohortengrößen die Ausgaben pro 
Bildungsteilnehmer steigen. Aus diesem Blickwinkel stellt sich die Zugehörigkeit 
zu einer kleinen Geburtskohorte als individueller Vorteil dar. Die zweite, von einem 
Generationenkonfl ikt ausgehende Argumentationslinie sieht Altersgruppen als In-
teressengruppen und unterstellt ihnen politische Präferenzen, die der Maximierung 
ihres jeweils eigenen Nutzens dienen. In dem Maße, wie die Wählerschaft altert, 
verändert sich die Interessenlage des Medianwählers, was auf Seiten der Politik 
die Neigung erhöht, mehr öffentliche Mittel, statt in Bildung, in für ältere Menschen 
relevante Politikfelder zu investieren.

Empirisch betrachtet ist der Produktionseffekt schwankender Kohortengrößen 
der jüngeren Bevölkerung größer und etwas stabiler als der Generationeneffekt 
der Älteren auf die politische Entscheidungsfi ndung. Abgesehen von einigen we-
nigen internationalen Vergleichsstudien (Schultz 1988; Busemeyer 2007) basieren 
die meisten Untersuchungen auf Sekundärdaten zu Schulausgaben in den USA 
(Poterba 1997; Fernandez/Rogerson 2001; Ladd/Murray 2001; Harris et al. 2001; 
Figlio/Fletcher 2012), aber es gibt auch einige Studien auf der Grundlage von Da-
ten aus europäischen Ländern (Borge/Rattsø 1995; Baum/Seitz 2003; Grob/Wolter 
2005; Borge/Rattsø 2008; Kempkes 2009; Rattsø/Sørensen 2010) sowie aus Ost-
asien (Ohtake/Sano 2010). Dies überrascht doch etwas, da Europa und Ostasien in 
weitaus höherem Maße von sinkenden Bevölkerungszahlen betroffen sind als die 
USA. Außerdem berücksichtigen nur wenige Untersuchungen die Bildungsstufen 
mit freiwilliger (statt verpfl ichtender) Teilnahme, wie beispielsweise die frühkindli-
che Bildung (Borge/Rattsø 2008; Rattsø/Sørensen 2010) oder den Hochschulsektor 
(Oberndorfer/Steiner 2006). Insgesamt stellen die Studien eine geringe Elastizität 
der Gesamtausgaben für schulische Bildung in Reaktion auf sich verändernde Ko-
hortengrößen der jüngeren Bevölkerung fest, was auf einen robusten negativen 

2 Hier ist zu bedenken, dass „Nachfrage“ im Bildungswesen ein höchst komplexes Phänomen 
darstellt und nur unter sehr spezifi schen Bedingungen unmittelbar von demografi schen Kohor-
tengrößen abhängt. Dies wurde dennoch bislang in der Forschung nicht ausreichend berück-
sichtigt (siehe auch Seitz 2008). Ein Ziel des vorliegenden Beitrags ist daher die Klärung einiger 
Aspekte des Zusammenhangs zwischen Geburtskohortengröße und Bildungsteilnahme.
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Effekt auf die Ausgaben pro Schüler hindeutet. Die einzige Untersuchung, die von 
diesem Gesamtbild abweicht, zeigt, dass die Gesamtausgaben für Primarschulen in 
Ostdeutschland deutlich an den rapiden Geburtenrückgang nach der Wiederverei-
nigung angepasst wurden (Kempkes 2009).

Die Argumentationslinie eines zunehmenden Generationenkonfl ikts um öffent-
liche Mittel wird in der Theorie kontroverser diskutiert (z.B. Gradstein/Kaganovich 
2004) als der Kohortengrößeneffekt. Ein gewichtiges Argument gegen den Genera-
tionenkonfl ikt (in den USA) ist, dass ältere Menschen auch geneigt sein könnten, Bil-
dungsausgaben zu befürworten, da sie sich von einer hohen Qualität der örtlichen 
Schulen steigende Immobilienwerte versprechen. Negative Effekte des wachsen-
den Anteils älterer Bevölkerungsgruppen auf die Bildungsausgaben sind empirisch 
schwächer belegt als der Nachfrageffekt. Untersuchungen in den USA beobach-
teten negative Effekte auf Bundesstaatsebene (Poterba 1997; Fernandez/Rogerson 
2001), aber nur in geringerem Maße auf Kreis- (county) oder Schulbezirksebene 
(Ladd/Murray 2001; Harris et al. 2001). Eine auf Haushaltsdaten des Schulwesens 
westdeutscher Bundesländer zwischen 1975 und 1999 basierende Studie konnte le-
diglich schwache Belege für einen Umverteilungskonfl ikt zwischen Jung und Alt er-
mitteln (Baum/Seitz 2003). Allerdings stellte eine Untersuchung der zwischen 1985 
und 2002 in Westdeutschland getätigten öffentlichen Hochschulausgaben negative 
Effekte der demografi schen Alterung fest, wenn die Gruppe der Älteren defi nito-
risch eher weit gefasst wurde (Oberndorfer/Steiner 2006). Einige Studien auf der 
Grundlage von Umfragedaten scheinen zu bestätigen, dass ein gewisses Potenzi-
al für Generationenkonfl ikte gegeben ist (Cattaneo/Wolter 2007; Busemeyer et al. 
2008; Rattsø/Sørensen 2010), andere Arbeiten stützen diese These hingegen nicht 
(Clark et al. 2009). Trotz der eher umstrittenen Belege für einen Generationenkon-
fl ikt muss berücksichtigt werden, dass ein Umverteilungsdruck – so es ihn gibt – zu-
sätzlich zum wohldokumentierten Effekt der im Falle kleinerer Kohorten steigenden 
Ausgaben pro Bildungsteilnehmer auftritt (Grob/Wolter 2005: 15).

Die genannten Studien lassen mehrheitlich den Schluss zu, dass es nur wenig 
Grund für die Annahme gibt, man könne in Zeiten sinkender Kohortengrößen sig-
nifi kante Einsparungen erwarten (als Ausnahme Kempkes 2009). Allerdings ist die 
Aussagekraft all dieser Studien deutlich begrenzt. Erstens tendieren sie dazu, auf 
der Nachfrageseite allein die Pfl ichtschulbildung in den Blick zu nehmen, wodurch 
die aus der Bildungswahl resultierenden Nachfrageeffekte eher als Störgröße statt 
als in die Analyse einzubeziehende Variable behandelt werden. So entsteht impli-
zit der Eindruck eines institutionell homogenen Bildungssystems, während syste-
misch bedingte Unterschiede hinsichtlich der Inklusivität der verschiedenen Bil-
dungsstufen verborgen bleiben. Zweitens wird auf der Angebotsseite die Frage der 
(In-)Elastizität der Ausgaben mit Blick auf die Kohortengrößen nur selten im Ver-
gleich zwischen den Bildungsstufen untersucht, um so indirekte Umverteilungsef-
fekte zwischen den einzelnen Teilbereichen zu identifi zieren (als Ausnahme Weis-
haupt/Weiß 1988).

Abgesehen von der demografi schen Reagibilität der Bildungsausgaben, wur-
den bisher Veränderungen der Bildungsorganisation in Reaktion auf demografi -
sche Schrumpfung untersucht. Dabei wird eine wesentliche Unterscheidung nach 
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personal- und infrastrukturbezogenen Politikansätzen getroffen (Kempkes 2009). 
Während der erste Typus auf die Klassengrößen abzielt, setzt der zweite Typus an 
der räumlichen Verteilung von Bildungsinfrastruktur an. Die weitere Literaturüber-
sicht konzentriert sich auf die demografi sche Reagibilität von Bildungsinfrastruk-
tur, da sich deren Bereitstellung auf die individuellen Zugangschancen innerhalb 
eines vertretbaren Zeitaufwandes auswirken dürfte. Was die räumliche Dimension 
anbelangt, gelten die Konzentration von Bildungsinfrastruktur einerseits und die 
Aufrechterhaltung dezentraler Leistungsangebote andererseits als die primären 
politischen Handlungsoptionen im Umgang mit sinkenden Kohortengrößen (Kra-
mer/Nutz 2006). Die Machbarkeit jeder der genannten Alternativen hängt von der 
Größenverteilung der Organisationseinheiten ab, und mit Blick auf diese Verteilung 
ziehen beide jeweils entgegengesetzte Konsequenzen nach sich. Trotz der anhal-
tenden wissenschaftlichen Kontroversen um die intendierten und nicht-intendierten 
(ökonomischen) Effekte der Größe von Bildungseinrichtungen (Barker/Gump 1964; 
Döring 1977; Fickermann et al. 2000; Andrews et al. 2002) waren die Zusammen-
legung von Schulbezirken und Schulschließungen vor allem in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts weit verbreitete Phänomene. Zwischen 1950 und 1980 sank in 
den USA die Zahl der Schulbezirke von 83.642 auf 15.987 (Kenny/Schmidt 1994). In 
Österreich wurden 20 % der traditionellen Primarschulen (Volksschulen) zwischen 
1964 und 1976 geschlossen (Meusburger 1998: 394-398), in Deutschland wurden 
Grund- und Hauptschulen vor allem ab Mitte der 1960er bis in die späten 1970er 
Jahre hinein geschlossen (Derenbach/Gatzweiler 1988: 412) und in der Tschecho-
slowakei sank die Zahl der kleinen Primarschulen in ländlichen Gebieten von 1961 
bis 1990 um rund 70 %, mit einer Hochphase während der 1970er Jahre, als die 
kommunistische Regierung ein System zentraler Orte (im Sinne Christallers) ein-
führte (Kučerová/Kučera 2012: 9-10). Beispiele aus jüngerer Zeit wären die zwischen 
1999 und 2002 erfolgte Schließung von annähernd 200 Schulen im kanadischen 
Bundesstaat Ontario (Basu 2007) oder die Schließung vieler Primar- und Sekundar-
schulen in Ostdeutschland zwischen 1994 und 2003 (Weishaupt 2006).

Im Übrigen gelten ländliche Regionen als besonders anfällig für Schulschließun-
gen, da die Siedlungsstruktur die Nutzung von Größenvorteilen ausschließt (Åberg-
Bengtsson 2009). Allerdings sind geringe Schülerzahlen und hohe Unterhaltskosten 
der Einrichtung nicht immer die Hauptgründe für die Entscheidung, eine Schule zu 
schließen. Tatsächlich erweisen sich bildungspolitische Leitbilder (Kramer 1997; 
Frank 2011), Fragen sozialer Ungleichheit (Billger 2010), schulische Leistungen (Eng-
berg et al. 2012) und politischer Widerstand seitens der betroffenen Gemeinden 
oftmals wirkmächtiger als rein ökonomische Erwägungen (z.B. Stinchcombe 1984; 
Bondi 1987, 1989; Post/Stambach 1999; Kearns 2011). Im Übrigen scheint ökono-
misch orientiertes Denken einzelne Schulstufen in unterschiedlichem Maße zu be-
treffen: in den USA steigern hohe Kosten pro Schüler die Wahrscheinlichkeit der 
Schließung von Schulen der oberen Sekundarstufe (high schools), für Primarschu-
len gilt dies hingegen nicht (Billger 2010). Etliche Fallstudien stellen eine Verbindung 
zwischen Schulschließungen und -zusammenlegungen und negativen Auswirkun-
gen auf das soziale Umfeld her, vor allem in peripheren Regionen (Sell et al. 1997; 
Witten et al. 2003; Bathgate 2007; Nitta et al. 2010), wenn die letzte verbliebene 
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Schule geschlossen wird (Meusburger 2005). Von den 700 ostdeutschen Kommu-
nen, die zwischen 1994 und 2003 von Schulschließungen betroffen waren, verloren 
453 ihre einzig verbliebene Schule (Weishaupt 2006: 34).

Im Widerspruch zu den beobachteten Konzentrationsprozessen sollte auch er-
wähnt werden, dass kleine (Primar-)Schulen seit den 1970er Jahren gerade in ländli-
chen Regionen eine gewisse Renaissance erlebt haben (Sher 1981; Harrison/Busher 
1995; Meusburger 1998: 398; Kramer 1997; Kalaoja/Pietarinen 2009; Åberg-Bengts-
son 2009; gegenteilig argumentiert Rakhkochkine 2007). Dies spiegelt sich zum Teil 
in der Tatsache wider, dass die administrativ festgelegten Mindestschülerzahlen pro 
Schule in Westdeutschland an die sinkenden Schülerpopulationen angepasst wur-
den, als im Laufe der 1970er Jahre ein Geburtenrückgang zu verzeichnen war (Tro-
tha 1981). Verglichen mit anderen europäischen Ländern sind kleine Primarschulen 
mit altersgemischten Klassen in Deutschland allerdings kein häufi g anzutreffendes 
Phänomen (Fickermann et al. 1998).

In der Gesamtschau zeigen die zitierten Studien, dass die Konzentration von Bil-
dungsinfrastruktur ein weithin zu beobachtendes Phänomen ist und möglicherwei-
se zur Entlastung der öffentlichen Haushalte beiträgt. Da derartige Konzentrations-
prozesse jedoch politisch umstritten sind und von einer Vielzahl weiterer Faktoren 
abhängen, kann keine eindeutige Schlussfolgerung hinsichtlich der Wahrscheinlich-
keit einer solchen Reaktion auf demografi sche Schrumpfung gezogen werden. Re-
kapituliert man die wesentlichen Befunde ökonomischer Untersuchungen, so dürfte 
es eher unwahrscheinlich sein, dass regionale Bildungssysteme eine hohe demo-
grafi sche Reagibilität aufweisen. Gleichwohl konterkarieren die bisherigen Untersu-
chungsergebnisse zur Entwicklung in Ostdeutschland diesen Gesamteindruck. Vor 
diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung intervenierender Faktoren sollen 
im folgenden Abschnitt mögliche Auswirkungen des demografi schen Wandels auf 
die Nachfrage nach und die Bereitstellung von Bildungsinfrastruktur systematisiert 
werden.

2.2 Demografi sche Reagibilität von Bildungsnachfrage und -angebot

Der bisher vorliegenden Forschung zufolge erscheinen Einsparungen im Bildungs-
wesen als Antwort auf die demografi sche Schrumpfung nicht sehr wahrscheinlich. 
Diese Sichtweise gründet im traditionellen Selbstverständnis moderner Wohl-
fahrtsstaaten als Garanten des gleichberechtigten Zugangs zu Bildung. Auf der 
Nachfrageseite könnten die Auswirkungen des regionalen Bevölkerungsschwundes 
auf die Zahl der Bildungsteilnehmer durch die (politische) Defi nition neuer Zielgrup-
pen kompensiert werden. Auf der Angebotsseite wird die Gewährleistung des Bil-
dungszugangs als öffentliches Gut verstanden und von allen (oder den meisten) 
politischen Parteien gestützt. Zudem dient Bildungsinfrastruktur als Aktivposten im 
lokalen und regionalen Standortwettbewerb. Aus dieser Perspektive erscheint der 
Aufbau bzw. die Aufrechterhaltung einer hohen Versorgungsdichte mit Bildungsin-
frastruktur trotz hoher Kosten pro Einheit aus politischen Gründen naheliegend. Aber 
spielen ökonomische Erwägungen in der Bildungspolitik überhaupt keine Rolle?
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Theoretisch hängt die Frage, ob die Größe der Geburtskohorten, die im Laufe 
ihres Lebens die einzelnen Stufen des (zumeist) konsekutiv aufgebauten Bildungs-
wesens absolvieren, von Bedeutung ist, in hohem Maße von der Governance des 
Bildungssystems auf der jeweiligen Stufe ab. Für die Zwecke des vorliegenden Bei-
trags sind drei Governancedimensionen relevant: Inklusivität, interne Differenzie-
rung und Kommodifi zierungsgrad (für eine knappe Diskussion alternativer Konzepte 
vgl. Windzio et al. 2005: 4-6). Diese Dimensionen hängen partiell zusammen und 
können zusätzlich in weitere Unterdimensionen differenziert werden.

Die Inklusivität einer Bildungsstufe hängt zum einen von den normativen Grund-
lagen der Bildungsteilhabe ab und zum anderen von den faktisch umgesetzten Teil-
nahmequoten. Die normative Grundlage der Bildungsteilhabe wird oftmals in der 
Leitidee refl ektiert, die die institutionelle Ordnung legitimiert (Lepsius 1995). Das 
normative Konzept der Bildungsinklusion kann entweder formal kodifi ziert sein, wie 
in der allgemeinen Schulpfl icht, oder sich in informeller Weise durch die Teilnahme 
an optionalen Bildungswegen manifestieren. In beiden Institutionalisierungsfor-
men spiegeln sich normative Erwartungen hinsichtlich wohlfahrtsstaatlicher Ver-
sorgungsstandards. Theoretisch sind die Pfl ichtbereiche eines Bildungssystems 
anfälliger für abnehmende Kohortengrößen als Stufen mit freiwilliger Teilnahme, 
da erstere alle Angehörigen jeweils bestimmter Altersgruppen aufnehmen sollen. 
Bildungsstufen mit freiwilliger Teilnahme können jedoch gleichermaßen von nahezu 
allen Mitgliedern einer Kohorte besucht werden, in welchem Fall sie in vergleichba-
rer Weise vom demografi schen Wandel betroffen sind. Während Primarschulbe-
such in den meisten Weltregionen insbesondere nach dem Zweiten Weltkrieg als 
Teil der Pfl ichtschulbildung etabliert wurde (Meyer et al. 1992), ist der Besuch der 
(oberen) Sekundarstufe in vielen Ländern immer noch freiwillig (World Bank 2006: 
70). Für frühkindliche und Hochschulbildung gilt dies meist ebenso. Dennoch haben 
die Hochschulen mancher Länder, wie beispielsweise Japan, eine universale Inklu-
sion erreicht, wodurch die Nachfrage nach entsprechenden Bildungsleistungen in 
hohem Maße auf demografi sche Schrumpfung reagiert (Yonezawa/Kim 2008; Vin-
cent-Lancrin 2008).

Die Art der Binnendifferenzierung einer Bildungsstufe bestimmt zudem, ob der 
demografi sche Rückgang alle Bildungsgänge gleichermaßen betrifft oder ob man-
che Bereiche gefährdeter sind als andere. In hierarchisch differenzierten Bildungs-
stufen dürften die unteren Bildungsgänge stärker auf die demografi sche Schrump-
fung reagieren als die oberen. Letztere können sinkende Kohortengrößen durch die 
steigende Nachfrage nach höheren Bildungsabschlüssen wettmachen. In Deutsch-
land beispielsweise ist die Primarschule die einzige (fast) eingliedrige Schulform, 
wohingegen die mehrgliedrige Sekundarstufe hierarchisch differenziert ist, da die 
von den verschiedenen Schultypen angebotenen Abschlüsse unterschiedlich hohe 
gesellschaftliche Wertschätzung genießen. Überdies erfordert ein hohes Maß an 
horizontaler Differenzierung (z.B. durch Spezialisierung nach Fächern) vergleichs-
weise große Organisationseinheiten, eine stärker zentralisierte Leistungserbringung 
und höhere Mobilität der Zielgruppen. Ein exemplarischer Vergleich zwischen Pri-
marschul- und Hochschulbildung zeigt dies sehr deutlich. Entsprechend dem Alter 
bzw. altersspezifi schen Handlungsvermögen der jeweiligen Zielgruppe ist die ho-
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rizontale Differenzierung im Hochschulsektor ausgeprägter als in der Primarstufe. 
Die aus der Differenzierung resultierende Studierendenmobilität könnte ihrerseits 
wiederum Auswirkungen auf die demografi sche Reagibilität der Nachfrage nach 
Bildungsdienstleistungen haben.

Nachdem nun die Reagibilität der Nachfrage-These genauer spezifi ziert wurde, 
muss ebenso diskutiert werden, wie sich eine veränderte Nachfrage auf das Bil-
dungsangebot und somit auf die öffentlichen Ausgaben auswirkt. Von einer demo-
grafi schen Reagibilität des Bildungsangebots auszugehen ist nur dann plausibel, 
wenn es einen institutionalisierten Mechanismus gibt, der die Anpassung von Bil-
dungseinrichtungen an (eventuelle) Nachfrageschwankungen sicherstellt. In dieser 
Hinsicht ist die dritte eingangs benannte Dimension der Bildungsgovernance maß-
geblich, d.h. der Kommodifi zierungsgrad des Bildungswesens.

Das Ausmaß, in dem Bildung kommodifi ziert ist, spiegelt die Arbeitsteilung zwi-
schen Gesellschaft, Staat und Markt bei der Finanzierung von Bildungsdienstleis-
tungen wider. Kommodifi zierung bezeichnet einen „Prozess, bei dem eine Dienst-
leistung oder ein Gegenstand zu einem marktwirtschaftlich gehandelten Gut wird 
und der Anbieter sein Handeln zunehmend am Gewinn orientiert“ (Sackmann 2004: 
66). Demnach lassen sich drei Typen von Bildungsanbietern unterscheiden: 

• dekommodifi zierte Anbieter (z.B. öffentliche Träger), die ideologisch moti-
vierten Zielen verpfl ichtet sind; 

• private, nicht gewinnorientierte Anbieter (z.B. gemeinnützige Träger), die die 
institutionellen Ressourcen durch kostendeckendes Arbeiten zu erhalten su-
chen;

• private, gewinnorientierte Bildungsunternehmen (Sackmann 2004: 67).

In der letzten Zeit führte die Ausbreitung des New Public Management-Konzep-
tes (Pollitt/Bouckaert 2011) dazu, dass sich selbst der dekommodifi zierte öffentliche 
Sektor in wachsendem Maße mit dem politischen Thema fi nanzieller Ressourcen 
auseinandersetzt. Die zunehmende Relevanz fi skalischer Fragen auch in Reihen öf-
fentlicher Träger und Kommodifi zierung sind zwei Aspekte eines umfassenderen 
Ökonomisierungskonzepts (Schimank/Volkmann 2012). Da Bildung (in Deutschland) 
mehrheitlich von öffentlichen und nicht gewinnorientierten privaten Trägern ange-
boten wird, dürften ideologisch motivierte und kostenneutrale Antworten auf die 
demografi sche Schrumpfung überwiegen. Aufgrund der auf Naturalrechnung ba-
sierenden Planung und Evaluierung öffentlicher Dienstleistungen (normalerweise 
in öffentlichen Gütern pro Kopf [Bartl 2011a]) und der teilweise darauf beruhenden 
Finanzierungsmodi könnte das Bildungswesen durch demografi sche Schrumpfung 
fi nanziell unter Druck geraten. Wenn die zuständigen Behörden angesichts des de-
mografi schen Wandels fi nanziellen Druck auf öffentliche Träger ausüben oder statt-
dessen nicht gewinnorientierte private Träger, die kostendeckend arbeiten müssen, 
mit der Leistungserbringung beauftragen, so leistet dies der Ökonomisierung von 
Bildung Vorschub (Ökonomisierungsthese). Allerdings sind nicht alle Organisations-
einheiten einer gegebenen Bildungsstufe diesem Druck in gleicher Weise ausge-
setzt, sondern es kommt auf die Einrichtungsgröße an. Es ist davon auszugehen, 
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dass kleinere Bildungseinrichtungen stärker unter fi nanziellen Druck geraten als 
größere.

Der anschließende empirische Teil des Beitrags orientiert sich an der zeitlichen 
Abfolge, in der eine Geburtskohorte die einzelnen Stufen des Bildungssystems ab-
solviert. Nach einer Analyse der frühkindlichen Bildung und Betreuung folgen Pri-
mar-, Sekundar- und Berufsschulbildung und zuletzt der Hochschulsektor.

3 Demografi sche Reagibilität des Bildungssystems in Sachsen-Anhalt

Die demografi sche Reagibilität jeder einzelnen Stufe des Bildungssystems wird zum 
einen anhand der Kohortengröße ihrer jeweiligen Zielaltersgruppe analysiert und 
zum anderen anhand der Zahl der zugehörigen Bildungsteilnehmer und Einrichtun-
gen bzw. der Zahl der dort Beschäftigten.

3.1 Frühkindliche Bildung und Betreuung

Der Bereich der frühkindlichen Bildung und Betreuung ist die erste Stufe des Bil-
dungssystems, die mit niedrigen Geburtenraten konfrontiert wird. In welchem 
Ausmaß dies der Fall ist, hängt jeweils von der Teilnehmerquote an institutioneller 
Betreuung ab, denn der Besuch einer entsprechenden Einrichtung erfolgt in den 
meisten Ländern auf freiwilliger Basis. Als Erbe des in staatssozialistischen Zeiten 
vorherrschenden Doppelverdienermodells verfügt Ostdeutschland über ein gut 
ausgebautes Versorgungsangebot an frühkindlicher Bildung und Betreuung (Hering 
2009). In der DDR war der Zugang zu Kinderbetreuungseinrichtungen fl ächende-
ckend gewährleistet. Während der letzten Jahre der DDR wurden 80 % der unter 
Dreijährigen und 95 % der Kinder zwischen drei und sechs Jahren institutionell be-
treut (Roloff 2007: 136; Hank et al. 2001 weisen niedrigere Zahlen aus). Nach der 
Wiedervereinigung wurde die Zuständigkeit für diese Einrichtungen von der zent-
ralstaatlichen an die kommunale Ebene übertragen. Trotz der freiwilligen Teilnahme 
macht eine derart hohe Sättigung des „Marktes“ Kinderbetreuungseinrichtungen 
äußerst anfällig für Auswirkungen demografi scher Schrumpfung.

Ausgehend davon, dass Kinder unter sechs Jahren die Hauptzielgruppe institutio-
neller Kinderbetreuung darstellen, zeigt Abb. 1 die Populationsgrößen dieser Alters-
gruppe für die Jahre 1991 bis 2010 und die Zahl der institutionell betreuten Kinder 
für die Jahre 1994 bis 2010.3 Aufgrund fehlender Daten aus den ersten Transforma-
tionsjahren konnten signifi kante Veränderungen der Teilnehmerzahlen nicht erfasst 
werden. Die Altersgruppe der unter Sechsjährigen schrumpfte zwischen 1991 und 
1997 um 51 % (von 192.000 auf 94.000 Kinder). Seither ist diese Altersgruppe vom 

3 Zwischen 1994 und 2002 wurden offi zielle Statistiken in vierjährigem Turnus erstellt. Zudem 
weisen diese Statistiken die verfügbaren Plätze aus und nicht die Zahl der Kinder, die im fragli-
chen Zeitraum tatsächlich eine Einrichtung besuchten. Seit 2006 wird die Zahl der angemelde-
ten Kinder erfasst. Die im Beitrag genannten Jahreszahlen beziehen sich immer auf den Beginn 
eines Schuljahres, z.B. steht 1991 für das Schuljahr 1991/92.
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Umfang her relativ stabil. Auf den ersten Blick weist die Kurve für die Gesamtzahl der 
institutionell betreuten Kinder eine recht erstaunliche Entwicklung auf: von 1994 bis 
1998 folgt sie der Entwicklungsrichtung des Bevölkerungsschwundes, wenngleich 
nicht im selben Verhältnis. Danach hingegen verläuft sie vollständig von der demo-
grafi schen Entwicklung entkoppelt. Die absolute Zahl der institutionell betreuten 
Kinder übersteigt sogar die Gesamtpopulation der unter Sechsjährigen um jährlich 
rund 20.000 Kinder. Das scheinbare Rätsel löst sich auf, wenn man die Gesamtzahl 
der Kinder, die eine Betreuungseinrichtung besuchten, in zwei Altersgruppen auf-
teilt (Abb. 1). Die Zahl der institutionell betreuten Kinder unter sechs Jahren nahm 
tatsächlich annähernd proportional zum Anteil dieser Altersgruppe an der Gesamt-
bevölkerung Sachsen-Anhalts ab. Diese Entwicklung war erwartbar, lautete doch 
die Eingangsvermutung, dass die Teilnahmequote ein maßgeblicher intervenieren-
der Faktor im Verhältnis zwischen Kohortengröße und absoluter Teilnehmerzahl ist. 
Hohe Teilnahmequoten machen Bildungseinrichtungen, die auf freiwilliger Basis be-
sucht werden, ausgesprochen anfällig für demografi sche Schrumpfung. Während 
dies für die Altersgruppe der unter Sechsjährigen durchaus zutrifft, entkoppelt sich 
die Gesamtteilnehmerzahl dennoch vom demografi schen Abwärtstrend, da der 
Schwund durch die wachsende Zahl nachmittagsbetreuter Schulkinder mehr als 
ausgeglichen wird. Der Grund für diese – auf den ersten Blick einigermaßen über-
raschende – Entwicklung liegt darin, dass die vormals direkt an der Primarschule 
angesiedelte Nachmittagsbetreuung während des Analysezeitraums neu organi-
siert wurde und nun zum Angebotsspektrum der Kinderbetreuungseinrichtungen 
gehört. Die Zahl der nachmittagsbetreuten sechs- bis zehnjährigen Kinder stieg von 
1.000 im Jahr 1994 auf 52.000 im Jahr 2010. Für die Transformationsjahre nach 1994 
zeigt sich, dass diese Zunahme den Rückgang in der jüngeren Altersgruppe sogar 
überkompensiert. Dies stellt eine für Ostdeutschland recht typische Entwicklung 
dar. Zwischen 1990 und 2002 stieg die Versorgungsquote bei Hortbetreuungsplät-
zen von 22 auf 41 % (Statistisches Bundesamt 2004: 36).4

Auf der Angebotsseite sank die Zahl der Kinderbetreuungseinrichtungen in Sach-
sen-Anhalt zwischen 1994 und 1998 von ca. 2.000 auf 1.700 (Abb. A1 im Anhang).5 
Infolge des kompensatorischen Effekts der wachsenden Nachfrage nach außer-
schulischer Nachmittagsbetreuung bewegte sich die Zahl der Einrichtungen in den 
Folgejahren auf relativ stabilem Niveau bei rund 1.700. Allerdings verdeckt diese 

4 Basierend auf Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) beziffern andere Autoren die 
Versorgungsquote an außerschulischer (Nachmittags-)Betreuung für die Jahre 1990-1999 rela-
tiv konstant bei rund 30 %. Allerdings können schon kleine Unterschiede in der Klassifi kation 
der Altersgruppen zu erheblich veränderten Werten führen. Die im Zeitraum 1994-2002 beob-
achtete Zunahme an verfügbaren Betreuungsplätzen könnte jedoch auch ein Artefakt sein, da 
die Nachmittagsbetreuung von Schulkindern ursprünglich bei den kommunalen Schulträgern 
lag und das Personal aus Staatsangestellten bestand (wie die schulischen Lehrkräfte). Die Über-
tragung der Leistungserbringung an einen freien Träger war nur möglich, wenn dieser auch die 
Beschäftigten übernahm (Landtag Sachsen-Anhalt 31. August 1993). Eine derartige Übernahme 
war möglicherweise Voraussetzung für die statistische Erfassung. Dessen ungeachtet bestäti-
gen die Daten aus dem Zeitraum 2006-2010 den steigenden Gesamttrend.

5 Für die Angebotsseite liegen Daten für den Zeitraum von 1994 bis 2010 vor.
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bemerkenswerte Stabilität der Gesamtzahl an Kinderbetreuungseinrichtungen wäh-
rend des späteren Analysezeitraumes (1998-2010)6 die Ökonomisierungsstrategien 
innerhalb des frühkindlichen Bildungssektors. Erstens reduziert die Übernahme vor-
mals öffentlicher Kinderbetreuungseinrichtungen durch nicht gewinnorientierte pri-
vate Träger öffentliche Ausgaben. Private Träger erhalten keine vollständige Lohn-
kostenerstattung aus öffentlichen Mitteln und ihre Beschäftigten verdienen in aller 
Regel weniger als im öffentlichen Sektor (Bartl 2011b: 205-206). Die Zahl der öffent-
lichen Kinderbetreuungseinrichtungen sank zwischen 1994 und 2010 von 1.800 auf 
1.000, wohingegen die Zahl der Einrichtungen in freier Trägerschaft von 200 auf 700 
stieg. Diese Ökonomisierungsstrategie tritt noch evidenter zutage, wenn man die re-
lativen Änderungen berücksichtigt (Abb. A2 im Anhang). Zweitens setzte das Land 
Sachsen-Anhalt im Jahr 2003 den elterlichen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung 
für erwerbslose Eltern auf fünf Stunden am Tag herab (Landtag Sachsen-Anhalt 
2004). Auf lokaler Ebene wurden die hochgradig ausdifferenzierten, auf recht eng 
umrissene Altersgruppen ausgerichteten Einrichtungstypen (Krippe, Kindergarten, 
Schülerhort) vielfach zu multifunktionalen Betreuungseinrichtungen für breitere Al-
tersgruppen zusammengefasst, um fl exibler auf sinkende Nachfrage reagieren zu 

Abb. 1: Population der unter Sechsjährigen und Besuch von Kinderbetreuungs-
einrichtungen in Sachsen-Anhalt (1991/1994-2010)

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Statistisches Bundesamt, eigene Be-
rechnungen

6 Die in Fußnote 3 diskutierte Frage der Datenvalidität könnte hier ebenfalls relevant sein.



Ökonomisierung des Bildungssystems in schrumpfenden Regionen?    • 421

können. Die dadurch erzielbaren Skaleneffekte (Bönisch/Tagge 2012) führten häufi g 
zur Schließung kleinerer Einrichtungen. Die Zahl der Einrichtungen mit weniger als 
20 betreuten Kindern (der für Kindertagesstätten gesetzlich festgelegten Mindest-
größe [Landtag Sachsen-Anhalt 18. Juli 1996: 227]) ging zwischen 1994 und 2002 
von 90 auf 23 zurück. Allerdings war nach 2002 wieder ein Anstieg auf rund 50 
kleinere Einrichtungen zu verzeichnen – eine Zahl, die während des restlichen Ana-
lysezeitraums einigermaßen stabil blieb. Im Übrigen wird aus Experteninterviews 
ersichtlich, dass bereits vor 1994 zahlreiche Betreuungseinrichtungen geschlossen 
wurden (Bartl 2011b), was die hier verwendeten statistischen Daten jedoch nicht 
abbilden. In Hinblick auf das Stadt-Land-Gefälle erwies sich das Verteilungsmuster 
von Kinderbetreuungseinrichtungen in Sachsen-Anhalt insgesamt als recht stabil: 
von 1994 bis 2010 stieg der Anteil der außerhalb der drei städtischen Zentren (Mag-
deburg, Halle und Dessau-Roßlau) gelegenen Einrichtungen geringfügig von 80,8 
auf 82,2 % an. 

Zum Abschluss dieses Abschnittes kann festgehalten werden, dass demogra-
fi sche Schrumpfung signifi kante Auswirkungen auf die Teilnehmerzahlen an früh-
kindlicher Bildung und Betreuung hat, wenn die Teilnahmequoten hoch sind. Bei 
niedrigeren Teilnahmequoten, wie beispielsweise in Westdeutschland oder Polen, 
erweist sich das frühkindliche Bildungssystem als erheblich weniger anfällig für de-
mografi sche Schwankungen (Bartl 2011b). Eine mögliche Kompensationsstrategie 
könnte darin bestehen, das Adressatenspektrum institutioneller Kinderbetreuung 
über die herkömmliche Zielaltersgruppe hinaus auszuweiten. Hingegen sind der 
Kompensationsstrategie, Kinder aus anderen Einzugsgebieten zu gewinnen, auf 
dieser Stufe des Bildungssystems sehr enge Grenzen gesetzt. Die einzige potenziell 
an derartigen Arrangements interessierte Personengruppe dürften Eltern sein, die 
zwischen Vorort und Innenstadt pendeln. Auf der Angebotsseite wurden die Schlie-
ßung von Einrichtungen und die Privatisierung durch Überführung von öffentlicher 
in nicht gewinnorientierte private Trägerschaft als die offenkundigsten Ökonomisie-
rungsstrategien identifi ziert.

3.2 Primarschulen und allgemeinbildende Schulen der Sekundarstufe

Die hohe demografi sche Vulnerabilität von Primar- und Sekundarschulen resultiert 
aus dem Umstand, dass ihr Besuch unter die allgemeine Schulpfl icht fällt. In Sach-
sen-Anhalt umfasst die Pfl ichtschulzeit insgesamt 12 Schuljahre (Landtag Sachsen-
Anhalt 12. August 2005: § 40). Infolge der internen Differenzierung der Primar- und 
unteren Sekundarstufe und der begrenzten Inklusivität der oberen Sekundarstufe 
decken sich die Schülerzahlen im deutschen Schulsystem dennoch nicht gänzlich 
mit der Gesamtpopulation der betreffenden Altersgruppen.

Die Kongruenz von Schülerschaft und Gesamtbevölkerung in der entsprechen-
den Altersgruppe ist bei Primarschulen noch am größten, da sie theoretisch alle 
Mitglieder einer Geburtskohorte aufnehmen – mit Ausnahme derer, denen sonder-
pädagogischer Förderbedarf bescheinigt wurde. In Sachsen-Anhalt werden diese 
Kinder an Förderschulen unterrichtet, einer Schulform, die in Deutschland auf eine 
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lange Tradition zurückblicken kann (Powell 2011).7 Somit dürfte sich der demografi -
sche Wandel nahezu proportional in den Schülerzahlen der Primarstufe abbilden.

Im Gegensatz zum international vorherrschenden Modell verfügt Deutschland 
über kein eingliedriges Schulsystem (Wiborg 2010). Nach vier Primarschuljahren 
wechseln die Schüler in die Sekundarstufe. Dieser Übergang ist genau genommen 
ein Selektionsprozess, da die Kinder entsprechend der gezeigten schulischen Leis-
tungen unterschiedlichen Bildungspfaden zugewiesen werden.8 Das westdeutsche 
Sekundarschulsystem ist traditionellerweise in Hauptschule, Realschule und Gym-
nasium gegliedert. Die Hauptschule bietet das im Hinblick auf intellektuelle Anfor-
derungen am wenigsten anspruchsvolle Unterrichtsprogramm; der üblicherweise 
nach insgesamt neun Schuljahren zu erlangende Hauptschulabschluss soll zur Auf-
nahme einer berufl ichen Ausbildung (Lehre) befähigen. Die Realschule bereitete 
ihre Schüler traditionell auf die untere Angestelltenlaufbahn vor, aber mit der Zeit 
wurde der Realschulabschluss auch zur Eingangsvoraussetzung für die attraktiveren 
und kognitiv anspruchsvolleren Berufsbildungsgänge. Außerdem dient dieser Ab-
schluss in zunehmendem Maße als Schlüssel zum Hochschulzugang ohne Abitur. 
Das Gymnasium soll seine Schüler auf ein Hochschulstudium vorbereiten, obwohl 
letztlich nicht alle Abiturienten tatsächlich den tertiären Bildungsweg beschreiten. 
Seit den frühen 1970er Jahren bestanden die Versuche zur Umstrukturierung des 
(west-)deutschen Sekundarschulsystems hauptsächlich in der Einführung von Ge-
samtschulen, die von allen Kindern des jeweiligen Einzugsgebiets besucht werden 
und alle genannten Schulabschlüsse anbieten. Diese Reformen waren Gegenstand 
erbitterter politischer Auseinandersetzungen, mit dem Ergebnis, dass lediglich so-
zialdemokratisch regierte Bundesländer Gesamtschulen zusätzlich als vierte Re-
gelschule in der Sekundarstufe einführten. In Ostdeutschland, wo zu DDR-Zeiten 
ein eingliedriges zehnklassiges Schulsystem existiert hatte, wurden die westdeut-
schen Strukturen nach der Wiedervereinigung in kreativer Weise übernommen 
(Sackmann 2010: 179). Eine Innovation bestand in der Entwicklung eines integra-
tiven Schultyps, der Haupt- und Realschule zusammenfasst und verschiedene Ab-
schlussprofi le anbietet. Diese Schulform heißt von Bundesland zu Bundesland an-
ders, in Sachsen-Anhalt ist es die Sekundarschule. Somit ist der allgemeinbildende 
Sekundarbereich in Sachsen-Anhalt faktisch ein zweigliedriges System, bestehend 
aus der integrierten Sekundarschule und dem Gymnasium. Seit 2011 ist die Wahl 
des weiterführenden Schultyps allein Sache der Eltern. Bis dahin hatte die von der 
Primarschule abgegebene Schulempfehlung in Sachsen-Anhalt einen höheren Ver-

7 Spezieller Förderbedarf kann einer Reihe von Gründen geschuldet sein; die nach Förderschwer-
punkten ausdifferenzierten Spezialschulen sollen mit ihrer Ausstattung und ihrem sonderpäda-
gogisch qualifi zierten Personal individualisiertere Formen des Lernens ermöglichen als die Re-
gelschule. In Sachsen-Anhalt wird zwischen folgenden Förderschwerpunkten unterschieden: 
Lernen, geistige Entwicklung, emotionale und soziale Entwicklung, Sprache, Hören, Sehen, 
körperliche und motorische Entwicklung (Kultusministerium Sachsen-Anhalt 2010:33).

8 Wie für das deutsche Schulsystem insgesamt kann man auch in Sachsen-Anhalt von einer 
Selbstrekrutierung der Eliten im Sinne des von Ralph Turner (1960)  beschriebenen Systems der 
„sponsored social mobility“ sprechen.



Ökonomisierung des Bildungssystems in schrumpfenden Regionen?    • 423

bindlichkeitsgrad (Füssel et al. 2010: 101). Angesichts des anhaltenden Trends hin 
zu höheren Schulabschlüssen ist davon auszugehen, dass sich der demografi sche 
Wandel auf die Schülerzahlen der Sekundarschule stärker auswirkt als auf die des 
Gymnasiums.

Abbildung 2 zeigt, dass die Gesamtzahl der Kinder und Jugendlichen zwischen 6 
und 19 Jahren zu Beginn des Analysezeitraumes leicht anstieg und 1995 mit 471.000 
ihren Höchststand erreichte. Nach diesem Maximum nahm ihre Zahl kontinuierlich 
ab und lag 2009 nur noch bei 208.000, was für die Zielgruppe allgemeinbildender 
Schulen einen Rückgang um 56 % bedeutet. Die verschiedenen Schultypen sind 
von dieser demografi schen Schrumpfung jedoch nicht alle zur gleichen Zeit oder 
auf dieselbe Weise betroffen. Die wellenförmige Entwicklung der Geburtskohorten-
größe erreicht zunächst die Primar- und entsprechend zeitversetzt die Sekundarstu-
fe. Wie erwartet entwickelten sich die Schülerzahlen der Primarschulen proportio-
nal zum demografi schen Trend. Der Rückgang der Schülerzahlen um 61 % zwischen 
1991 und 2002 – bei einem Höchststand von 147.000 und Tiefststand von 58.000 
Schülern – fi el sogar leicht stärker aus als der in der betreffenden Altersgruppe ins-
gesamt zu beobachtende Bevölkerungsrückgang. Die integrierten Sekundarschulen 
konnten bis 1998 steigende Schülerzahlen verbuchen, danach sanken die Zahlen bis 
2009 kontinuierlich von 151.000 auf 43.000 ab. Mit einem Rückgang um 72 % hatten 
die Sekundarschulen von allen hier behandelten Bildungsstufen und Schultypen die 
massivsten Schülerverluste zu verzeichnen. Die Zahl der Gymnasiasten war eben-
falls rückläufi g, aber der Schwund fi el bei weitem nicht so dramatisch aus wie an 
den anderen genannten Schulformen. Die Schülerschaft der Gymnasien nahm vom 
absoluten Höchststand von 91.000 im Jahr 1994 um 52 % auf den Tiefststand von 
44.000 im Jahr 2009 ab. An den Förderschulen sank die Schülerzahl von 21.000, dem 
1997 erreichten Maximum, auf 13.000 im Jahr 2009, was einem Rückgang um 38 % 
entspricht und folglich als vergleichsweise stabile Entwicklung gelten kann. Diese 
relative Stabilität verdankt sich einem Anstieg der Förderschulquote von 4,8 % im 
Jahr 1992 auf 8,6 % im Jahr 2008 (Kultusministerium Sachsen-Anhalt 2010: 33).

Die leicht diskontinuierliche Entwicklung der Schülerzahlen in der allgemeinbil-
denden Sekundarstufe war das Resultat politischer Reformen (Kultusministerium 
Sachsen-Anhalt 2010: 28). Erstens verlagerte die 1997 an den integrierten Sekun-
darschulen eingeführte gemeinsame Orientierungsstufe die Entscheidung über den 
weiteren Bildungsweg zeitweise von der vierten in die sechste Klasse. Diese Reform 
wurde allerdings 2003 wieder rückgängig gemacht, wodurch die Schülerzahlen der 
Gymnasien auf Kosten der Sekundarschulen anstiegen. Zweitens wurde das Gym-
nasium 2001 von neun auf acht Schuljahre verkürzt. Die Verkürzung wurde 2008 
ebenfalls wieder zurückgenommen und die Reform der Reform bewirkte ihrerseits 
einen leichten Rückgang der Schülerzahlen an dieser Schulform.

Die negative Gesamtentwicklung der Schülerzahlen hatte Konsequenzen für die 
Bereitstellung von Schulinfrastruktur. Die Zahl der Primarschulen und allgemeinbil-
denden Schulen der Sekundarstufe nahm von insgesamt 1.745 im Jahr 1991 auf 949 
im Jahr 2009 ab, ein Minus von 46 %, das somit nur knapp geringer ausfällt als die 
56-prozentige Schrumpfung der Zielaltersgruppe. Nach Schultypen aufgeschlüsselt 
ergibt sich ein differenzierteres Bild. Während Sekundarschulen mit einem Rückgang 
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um 70 % überdurchschnittlich häufi g von Schließungen betroffen waren, konnten 
Gymnasien (minus 44 %), Primarschulen (minus 35 %) und vor allem Förderschulen 
(minus 12 %) dem allgemeinen Abwärtstrend vergleichsweise besser standhalten. 
Besonders bemerkenswert ist die relative Stabilität der Zahl der Förderschulen.

Primarschulen weisen eine überproportional geringe demografi sche Reagibilität 
auf (Abb. A3 im Anhang). Ihre Gesamtzahl nahm am deutlichsten zwischen 1997 und 
2002 – der Phase des rasanten Bevölkerungsschwundes – ab, in geringerem Umfang 
hielt der Trend auch zwischen 2002 und 2006 an, obwohl die Zielaltersgruppe in die-
ser Zeit wieder zunahm, und kam dann zum Stillstand. Diese relative Stabilität des 
Primarschulsegments lässt sich mit einem in der Bildungsplanung vorherrschenden 
Leitbild erklären, wonach Primarschulen gemäß dem von deutschen Bildungspla-
nern gern zitierten Slogan „kurze Beine, kurze Wege“ möglichst wohnortnah zu un-
terhalten sind. Auf der lokalen Ebene wird dieses Prinzip zusätzlich durch das Fak-
tum gestützt, dass Schulen, vor allem in ländlichen Gebieten (Haartsen/van Wissen 
2012), als wichtiger Baustein der Basisinfrastruktur gelten, die Gemeinden vorhalten 
müssen, um im regionalen Wettbewerb um Einwohner attraktiv zu sein. Im Gegen-
satz zu verbreiteten Annahmen hinsichtlich der negativen Auswirkungen von Schul-
schließungen gibt es allerdings auch Belege dafür, dass diese Sorge zumindest mit 
Blick auf eine mögliche Bevölkerungsabwanderung unberechtigt sein könnte (Hyll/
Schneider 2012). Vor kurzem wurden in Sachsen-Anhalt 75 öffentliche Primarschu-
len gezählt, deren Schülerzahl unter der offi ziellen Mindestgrenze von 60 Kindern 

Abb. 2: Bevölkerung im Schulalter und Schülerzahlen allgemeinbildender 
Schulen in Sachsen-Anhalt (1991-2009)

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen
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liegt (Staatskanzlei Sachsen-Anhalt 12. Februar 2013), was darauf hindeutet, dass 
ländliche Gebiete in der Vergangenheit resistenter gegen Schulschließungen waren 
als Städte. Es gibt jedoch Pläne, diese kleinen Primarschulen im Laufe der nächsten 
Jahre zu schließen.

Die geringste demografi sche Reagibilität lässt sich hingegen im Förderschulseg-
ment beobachten (Abb. A4 im Anhang). Während die Schülerzahlen eine wellenför-
mige Auf- und Abwärtsentwicklung aufwiesen und insgesamt die demografi sche 
Schrumpfung mehr als kompensiert werden konnte, blieb die Zahl der Schulen über 
den Analysezeitraum hinweg nahezu konstant: der Rückgang zwischen 1991 und 
2009 betrug lediglich 12 %. Obwohl konstatiert werden muss, dass die Zahl der 
Schüler mit besonderem Förderbedarf während dieses Zeitraums deutschlandweit 
zunahm (Dietze 2011), war ihr Anteil an der Gesamtschülerzahl in Sachsen-Anhalt 
dennoch auffällig höher als in anderen Bundesländern. Eine mögliche Erklärung für 
die gestiegene Förderquote könnte sein, dass sozial selektive Abwanderung hier 
den Anteil der als „problematisch“ geltenden Schüler erhöht hat. Allerdings war der 
Schülerzuwachs nicht vorrangig in den „weicheren“ Förderkategorien (wie Lernen, 
Sprache, emotionale und soziale Entwicklung) zu verzeichnen, denen solche „Prob-
lemkinder“ gemeinhin zugewiesen werden. Vielmehr kam es zu einer quantitativen 
Verschiebung zwischen der bislang am zahlreichsten vertretenen Kategorie (Ler-
nen) und den dünner besetzten Förderschwerpunkten, wozu auch die „objektive-
ren“ Kategorien (Hören, Sehen, körperliche und motorische Entwicklung) gehören. 
Beispielsweise sank der Anteil der Kinder mit attestierten Lernschwierigkeiten an 
der Gesamtzahl der Förderschüler von 72,5 % im Jahr 1992 auf 54,3 % im Jahr 2008 
(eigene Berechnungen nach Kultusministerium Sachsen-Anhalt 2010: 33). Dies ent-
spricht einem deutschlandweit zu beobachtenden Trend (Dietze 2011). Ein alterna-
tiver Erklärungsansatz könnte daher sein, dass Förderschulen mit Fokus auf zahlen-
mäßig kleinere Kategorien eine höhere „Nachfrage“ zur politischen Legitimierung 
ihrer Existenz benötigen und Experten folglich ihren Ermessensspielraum im diag-
nostischen Prozess entsprechend nutzen. Letztlich bedarf die Stabilität von Nach-
frage und Angebot im Förderschulbereich aber noch einer gründlicheren Klärung.

Im Gegensatz zu den eben beschriebenen Entwicklungen wiesen die allge-
meinbildenden Schulen der Sekundarstufe eine hohe demografi sche Reagibilität 
auf (Abb. A5 im Anhang). Dies ist vermutlich dem Umstand geschuldet, dass die 
Bereitstellung schulischer Infrastruktur einem ganzheitlichen Planungs- und Ver-
waltungsverfahren unterliegt, in dessen Rahmen die Gesamtkosten des Systems in 
Rechnung gestellt werden. In diesem Zusammenhang scheint die relative Stabilität 
der Primar- und Förderschulinfrastruktur zulasten der allgemeinbildenden Schulen 
der Sekundarstufe zu gehen. In diesem Segment erwiesen sich die Gymnasien als 
weniger anfällig für den demografi schen Rückgang als die Sekundarschulen, bei 
denen es zu einer überproportional hohen Zahl an Schulschließungen kam. In der 
unterschiedlichen Entwicklung von Sekundarschule und Gymnasium spiegelt sich 
zum einen der allgemeine Trend hin zu höheren Schulabschlüssen, wie er sich in 
Deutschland und anderswo zeigt. Zum anderen wurden die Gymnasien in Sachsen-
Anhalt durch Bildungsreformen und zahlreiche Ausnahmen von der landesgesetz-
lichen Festlegung, wonach ein Gymnasium auf jeder Klassenstufe mindestens drei 
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Klassen umfassen sollte (Landtag Sachsen-Anhalt 12. August 2005), gegenüber den 
Sekundarschulen politisch bevorzugt.

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass Schulen etwas mehr Zeit haben, sich auf ver-
änderte Geburtenraten einzustellen als frühkindliche Bildungs- und Betreuungsein-
richtungen. Gleichwohl sind allgemeinbildende Schulen aufgrund der geltenden 
Schulpfl icht hochgradig anfällig für demografi sche Schrumpfung. Hier sind Primar- 
und Förderschulen in geringerem Maße von demografi sch bedingten Schließungen 
betroffen als Schulen der allgemeinbildenden Sekundarstufe. Im letztgenannten 
Segment befördert der Prozess der Bildungsexpansion einen Kompensationseffekt 
zugunsten der Gymnasien. Nicht zuletzt spiegeln sich in diesen Unterschieden zwi-
schen einzelnen Schultypen die im Zuge der Anpassung an den demografi schen 
Wandel auf lokaler und Landesebene getroffenen politischen Entscheidungen. Die-
se Entscheidungen scheinen auch auf den territorialen Zusammenhalt abzuzielen. 
So ist es vermutlich kein Zufall, dass sich der Anteil der außerhalb der drei urbanen 
Zentren Sachsen-Anhalts gelegenen Schulen zwischen 1991 und 2009 nicht signifi -
kant änderte: er stieg sogar minimal von 81,3 auf 81,6 %. Die Schließung öffentlicher 
Schulen schafft indessen Raum für private Schulträger. Ihr Anteil an der Schulinfra-
struktur wuchs von praktisch Null im Jahr 1991 auf 8,3 % im Jahr 2009, wobei der 
Anteil in den Städten geringfügig höher ausfi el als in ländlichen Gebieten.

3.3 Berufsbildende Schulen

Aufgrund der auch die obere Sekundarstufe umfassenden Schulpfl icht wirkt sich 
der demografi sche Wandel auf berufsbildende Schulen in ähnlicher Weise aus 
wie auf das allgemeinbildende Segment. Bis zum Alter von 18 Jahren sind Her-
anwachsende, die die allgemeinbildende Schule nach Ende der Vollzeitschulpfl icht 
verlassen haben, berufsschulpfl ichtig und müssen an einem anerkannten berufl i-
chen Bildungsgang teilnehmen. Für Auszubildende im dualen System gilt die Be-
rufsschulpfl icht auch noch nach Vollendung des 18. Lebensjahres, d.h. bis zum Ab-
schluss der Ausbildung (Hippach-Schneider et al. 2012: 42).

Das deutsche Berufsausbildungssystem ist recht kompliziert (Thelen/Busemeyer 
2012). International bekannt und die in Deutschland am weitesten verbreitete Form 
ist das sogenannte duale System, das vom Staat und den ausbildenden Unterneh-
men gemeinsam getragen wird. In diesem System fi ndet der schulische Ausbil-
dungsteil an Teilzeitberufsschulen statt, die „auf Auszubildende zugeschnitten sind, 
die, zusätzlich zur berufspraktischen Ausbildung im Unternehmen, sowohl in den 
theoretischen Grundlagen ihres Gewerbes als auch in einigen allgemeinbildenden 
Fächern unterrichtet werden (...). Der Unterricht kann regelmäßig an ein bis zwei 
Tagen pro Woche oder, alternativ dazu, in mehrwöchigen Blöcken organisiert sein“ 
(Lehmann 1994: 2475, übersetzt durch CPoS). Das Abschlusszeugnis der Berufs-
schule ermöglicht den Zugang zu anspruchsvolleren Bildungsgängen.

Der zweite Typus berufl icher Bildungsgänge fi ndet als Vollzeitprogramm an Be-
rufsfachschulen statt, welche zumeist öffentlich fi nanziert sind, aber mitunter auch 
in privater Trägerschaft stehen (vor allem im Gesundheitssektor). Berufsfachschu-
len bieten Qualifi kationen in Berufsfeldern, in denen es keine betrieblichen Aus-
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bildungsgänge gibt (z.B. in Kinderpfl ege) oder ein Mangel an Ausbildungsplätzen 
herrscht. Wie im dualen System gilt das Abschlusszeugnis als offi ziell anerkannte 
berufl iche Qualifi kation und ermöglicht ebenfalls die Aufnahme eines weiterführen-
den Bildungsgangs.

Ein dritter wichtiger Programmtypus umfasst die verschiedenen Formen des so-
genannten Übergangssystems.9 Diese berufsvorbereitenden Maßnahmen richten 
sich speziell an auf dem Arbeitsmarkt benachteiligte junge Menschen und sollen 
die Schwelle zwischen Schule und Berufsausbildung meistern helfen. Ein derartiges 
Übergangsmanagement wird mitunter von regulären öffentlichen Berufsschulen 
angeboten, mitunter auch von öffentlich fi nanzierten privaten Bildungsträgern.

Das Gesamtbild der Schüler aller berufsbildenden Schultypen zeigt, dass sie im 
Schnitt über 18 Jahre alt sind, theoretisch also nicht mehr zur schulpfl ichtigen Al-
tersgruppe gehören. Im benachbarten Bundesland Sachsen beispielsweise lag ihr 
Durchschnittsalter im Jahr 2006 bei 19,7 Jahren (Statistisches Landesamt Sachsen 
2006). Dort waren 85 % der Berufsschüler zwischen 15 und 21 Jahren alt. Daher soll 
diese Altersgruppe im vorliegenden Beitrag als für berufsbildende Schulen typisch 
gelten. Demnach traten die in Ostdeutschland sehr kleinen Geburtskohorten der 
Jahre 1993 und 1994 erst gegen Ende des Analysezeitraums – 2008 bzw. 2009 – in 
die berufl iche Bildungsphase ein und werden sie 2014 bzw. 2015 abschließen.

Abbildung 3 zufolge lässt sich die Entwicklung der Bevölkerkung zwischen 15 
und 21 Jahren in vier Phasen einteilen. Stagnierte ihre Zahl noch in den ersten 
beiden Jahren des fraglichen Zeitraums, so nahm sie während der zweiten Phase 
von 215.000 im Jahr 1993 auf 252.000 im Jahr 1999 zu. Danach gingen die Zah-
len zunächst langsam und ab 2005 in einer steileren Abwärtskurve auf 151.000 im 
Jahr 2009 zurück. Der Rückgang zwischen 1999 und 2009 entspricht einem Minus 
von 40 %. Im Gegensatz dazu entwickelte sich die Zahl der Berufsschüler weitaus 
weniger negativ. Sie bewegte sich zum Ende des Analysezeitraums auf annähernd 
gleichem Niveau wie zu Beginn der 1990er Jahre. Von unter 64.000 im Jahr 1992 
stieg die Zahl bis 1999 auf einen Höchststand von 89.000, bevor sie in leicht dis-
kontinuierlichem Verlauf wieder auf 63.000 abnahm, was einen Rückgang von 29 % 
darstellt. Wie lässt sich diese insgesamt stabile Entwicklung der Berufsschülerzahl 
erklären? Die Antwort liegt im Schülerzuwachs der Berufsfachschulen. Hier war ein 
rapider Anstieg von lediglich 3.000 im Jahr 1992 auf annähernd 15.000 im Jahr 1999 
zu verzeichnen. Nach einer Phase der Diskontinuität wurde 2009 der Maximalstand 
von 17.000 erreicht, bevor die Schülerzahlen wieder geringfügig zurückgingen.

Der vergleichsweise hohe Stellenwert der Berufsfachschule in Sachsen-Anhalt 
passt ins Gesamtbild, da diese Form der berufl ichen Bildung in den östlichen Bun-
desländern weiter verbreitet ist als in Westdeutschland (BMBF 2011: 11). In Ost-
deutschland führten Deindustrialisierung und Verwaltungsabbau (Hannemann 
2004) zu einem Mangel an regulären Ausbildungsplätzen im dualen System und 

9 Es gibt noch weitere berufsbildende Schultypen, deren Schülerzahlen aber eher gering sind 
(vgl. Hippach-Schneider et al. 2012). Um der besseren Übersichtlichkeit willen werden sie hier 
nicht berücksichtigt.
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folglich zu Engpässen beim Eintritt in den Arbeitsmarkt, wodurch sich die Ausbil-
dungsphase biografi sch nach hinten verschob (Sackmann 2010). Somit stieg im 
Zuge des Transformationsprozesses auch das Durchschnittalter der Berufsschüler. 
Angesichts der schwierigen Wirtschaftslage in den ostdeutschen Bundesländern 
einigten sich Bund und Länder auf den Ausbau der Berufsfachschulen, um den 
Mangel an dualen Ausbildungsplätzen zu kompensieren und benachteiligten jungen 
Menschen den Zugang zu berufl icher Bildung zu öffnen (Grünert 2010). Eine weitere 
Erklärung für die zwischen 1992 und 2009 im Vergleich zum demografi schen Ab-
wärtstrend in der Zielaltersgruppe relativ stabile Entwicklung der Berufsschülerzahl 
ist, dass die Ausgangszahl während der ersten Transformationsjahre auf recht nied-
rigem Niveau lag. Waren im Jahr 1989 in der DDR noch 136.000 neue Ausbildungs-
verträge abgeschlossen worden, so war ihre Zahl bis 1991 auf 82.000 abgesunken 
(Grünert 2010: 240).

Die Entwicklung der Schülerzahlen blieb nicht ohne Auswirkungen auf die An-
gebotsstruktur im Segment der berufsbildenden Schulen. In Sachsen-Anhalt ging 
ihre Zahl zwischen 1992 und 2009 von 72 auf 66 zurück. Diese scheinbare Stabilität 
verdeckt allerdings, dass die Zahl der öffentlichen Schulen mit einem breiten Ange-
bot an berufl ichen Bildungsgängen von 68 auf 31 abnahm. Dass gleichzeitig die Zahl 
der berufsbildenden Schulen in privater Trägerschaft von 4 auf 35 anstieg, kann nur 
bei oberfl ächlicher Betrachtung als Ausgleich angesehen werden, da diese Einrich-
tungen lediglich ein eng begrenztes Spektrum an Ausbildungsgängen anbieten. Der 

Abb. 3: Bevölkerung im Berufsschulalter und Schülerzahlen der 
berufsbildenden Schulen in Sachsen-Anhalt (1992-2009)

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen
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Akteurswechsel von öffentlichen hin zu privaten Bildungsträgern verweist daher zu 
einem gewissen Grad auf einen Prozess der Kommodifi zierung berufl icher Bildung. 
Im selben Zeitraum veränderte sich in Sachsen-Anhalt auch die räumliche Vertei-
lung der berufsbildenden Schulen, die sich nun zunehmend in den drei größten 
Städten des Landes konzentrieren. Neben der Privatisierung berufsbildender Ein-
richtungen wirkte die demografi sche Schrumpfung auch als Katalysator für weitere 
Ökonomisierungsstrategien. Trotz des zeitweisen Schülerzuwachses nahm die Zahl 
der berufsvorbereitenden und Berufsfachschulen nicht im selben Umfang zu wie 
die der Schüler und es wurden einige der Teilzeitberufsschulen geschlossen (Abb. 
A6 im Anhang).

Als Fazit dieses Abschnittes bleibt festzuhalten, dass berufsbildende Schulen in-
folge der an die allgemeine Schulpfl icht anschließenden Berufsschulpfl icht rein the-
oretisch ebenfalls von der demografi schen Schrumpfung betroffen sein müssten. 
Allerdings lassen sich während des fraglichen Zeitraums kaum Anzeichen fi nden, 
die diese konstitutiv bedingte Anfälligkeit auch faktisch belegen. Der ökonomische 
und politische Transformationsprozess entkoppelt die Teilnahme am berufl ichen 
Bildungssystem in wesentlich höherem Maße vom demografi schen Trend als den 
Besuch der allgemeinbildenden Schulen. Ein Kompensationseffekt resultiert aus 
der Tatsache, dass der relative Mangel an dualen Ausbildungsplätzen nach der Wie-
dervereinigung zur biografi schen Verschiebung der berufl ichen Bildungsphase auf 
einen späteren Zeitpunkt führt. Die Zielaltersgruppe berufl icher Bildung wird somit 
breiter. In Ostdeutschland übernehmen in diesem Zusammenhang die neu eingerich-
teten Berufsfachschulen jene kompensatorische Funktion, die in Westdeutschland 
traditionell dem Übergangssystem zukommt. In der Art und Weise, wie diese Kom-
pensationsfunktion jeweils erfüllt wird, zeigt sich allerdings ein signifi kanter struktu-
reller Unterschied: Berufsfachschulen bieten offi ziell anerkannte Berufsabschlüsse, 
während das Übergangssystem mehr oder weniger eine Art „Wartezimmer“ dar-
stellt. Ungeachtet der Faktoren, die die Teilnahme am berufl ichen Bildungssystem 
von demografi schen Trends entkoppeln, traten auf der Angebotsseite erhebliche 
Konzentrationsprozesse auf. Sie lassen sich vermutlich darauf zurückführen, dass 
die hochgradig ausdifferenzierten Curricula berufsbildender Schulen in höherem 
Maße großer Organisationseinheiten bedürfen, um bestimmte Mindestklassengrö-
ßen zu erreichen, als dies bei allgemeinbildenden Schulen der Fall ist. Zusätzlich zur 
Erweiterung der Zielaltersgruppe konnten berufsbildende Schulen die demografi -
sche Schrumpfung zumindest teilweise durch die Vergrößerung ihrer Einzugsgebie-
te ausgleichen. Durch die strukturelle Verschiebung von öffentlichen hin zu privaten 
Trägern nahm die Kommodifi zierung der berufl ichen Bildung geringfügig zu.

3.4 Hochschulen

Der Hochschulsektor unterscheidet sich in signifi kanter Weise von den anderen bis-
lang behandelten Bildungsstufen. Erstens waren die Studierendenquoten zu Beginn 
des Analysezeitraums vergleichsweise niedrig und zweitens weist dieses Segment 
einen höheren Grad an inter- und intraorganisationaler Differenzierung auf als jede 
andere Stufe des Bildungssystems. Diese Unterschiede ermöglichen eine substan-
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zielle Entkopplung der Hochschulbildung von demografi schen Trends. Im Gegen-
satz zur allgemein- und berufsbildenden Beschulung ist die Teilnahme an akademi-
schen Bildungsgängen rein freiwilliger Natur. Zudem ist die Studierendenquote in 
Deutschland nach internationalen Maßstäben immer noch vergleichsweise niedrig 
(OECD 2011: 308). Dies ist traditionell ein Wesensmerkmal des deutschen Berufs-
bildungssystems und liegt in der Stärke der dualen Ausbildung begründet (Nikolai/
Ebner 2012). Unterhalb einer bestimmten Sättigungsgrenze der Universalisierung 
von Hochschulbildung dürften die absoluten Studierendenzahlen entscheidend 
davon abhängen, wie viele junge Menschen in einer Region hochschulzugangsbe-
rechtigt sind und dann auch tatsächlich ein Studium aufnehmen (Mayer 2008). Au-
ßerdem muss die Studierendenmobilität als möglicher intervenierender Faktor in 
Betracht gezogen werden, da der Hochschulsektor hochgradig ausdifferenziert und 
die Angebotsbereitstellung deshalb im Vergleich zu den niedrigeren Bildungsstufen 
in bedeutend stärkerem Maße zentralisiert ist. Die typische Adressatengruppe der 
Hochschulen ist zwischen 19 und 29 Jahren alt, somit volljährig und befugt, einen 
eigenen Haushalt zu führen. Dies eröffnet die Option räumlicher Mobilität zur Ver-
wirklichung individueller Bildungsaspirationen. Folglich ist die Zielgruppe tertiärer 
Bildungseinrichtungen theoretisch weniger an ihr unmittelbares regionales Umfeld 
gebunden als beispielsweise jene der Kindergärten und Schulen. Auf der Anbieter-
seite sind daher attraktive Studiengänge und hohe wissenschaftliche Qualität we-
sentliche Voraussetzungen für eine Vergrößerung des Einzugsgebietes.

Aus Abbildung 4 geht hervor, dass die Population der 19- bis 29-Jährigen in 
Sachsen-Anhalt kontinuierlich von 375.000 im Jahr 1991 auf 293.000 im Jahr 2001 
schrumpfte; danach verlief die Entwicklung eher diskontinuierlich und mit geringe-
rer Schwankungsbreite. Insgesamt war über die 1990er Jahre hinweg in der stu-
dienrelevanten Altersgruppe ein Bevölkerungsrückgang von 22 % zu verzeichnen. 
Dennoch stiegen die Studierendenzahlen von 22.000 im Jahr 1992 stetig auf 52.000 
im Jahr 2004 an, was einem Plus von 136 % entspricht. In den Folgejahren stag-
nierte die Zahl auf diesem Niveau. Universitäten und Kunstakademien konnten ihre 
Studierendenzahlen während des Analysezeitraums verdoppeln, Fachhochschulen 
gar vervierfachen. Das schnellere Wachstum der (weniger kostenintensiven) Fach-
hochschulen ist in Deutschland ein fl ächendeckendes Phänomen (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2010: 121).

Der Hochschulsektor verdeutlicht exemplarisch, dass steigende Teilnahmequo-
ten zur Entkopplung der absoluten Teilnehmerzahlen von demografi schen Trends 
beitragen. Eine derartige Entkopplung kann allerdings nur unter der Bedingung ei-
ner anfänglich niedrigen Teilnahmequote eintreten. Der Studierendenzuwachs in 
Sachsen-Anhalt lässt sich teilweise auf den weltweit zu beobachtenden Prozess 
der Expansion hochschulischer Bildung zurückführen (Schofer/Meyer 2005). Da die 
Vorstellung, dass Hochschulbildung von hohem Nutzen sei, zunehmend Verbrei-
tung fi ndet, wird von politischer Seite verstärkt in Humankapital investiert. Der in 
Sachsen-Anhalt besonders steile Anstieg der Studierendenzahlen resultiert jedoch 
auch aus dem Transformationsprozess nach der Wiedervereinigung. Ab den spä-
ten 1970er Jahren begannen sozialistische Staaten, den Hochschulzugang einzu-
schränken, wodurch individuelle Studienwünsche oft nicht realisiert werden konn-
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ten. Daher entwickelte sich im Zuge des Transformationsprozesses ein signifi kanter 
Nachholeffekt bei der Studiennachfrage (Baker et al. 2007; Reisz/Stock 2007), der 
die Auswirkungen der früheren Zugangsbegrenzung – zumindest in den jüngeren 
Altersgruppen – partiell kompensierte.

Die relative Stagnation der Studierendenzahlen zwischen 2005 und 2007 lässt 
sich vermutlich auf die Einführung konsekutiver Bachelor- und Masterstudiengän-
ge im Rahmen des Bologna-Prozesses zurückführen (hierzu siehe Winter 2011). 
Das heißt, die Gesamtzahl der immatrikulierten Studierenden stagnierte, weil sich 
die durchschnittliche Studiendauer durch die neuen Studiengänge verkürzte. An-
fangs umfassten letztere nur die vergleichsweise kurzen Bachelorprogramme, aber 
auch mit fortschreitender Studienreform schlossen nicht alle Bachelor-Absolven-
ten noch ein Masterstudium an. Mit Einführung der neuen Studienstruktur wurde 
den Hochschulen zudem ein höheres Maß an Autonomie bei der Berechnung von 
Lehrkapazitäten und der Festlegung von Zulassungszahlen eingeräumt. In diesem 
Zusammenhang galt es, unterschiedliche politische Zielstellungen zugleich zu er-
füllen. Die Betreuungsrelationen sollten verbessert werden, während gleichzeitig 
die fi nanzielle Ausstattung der Hochschulen unverändert blieb, letzteres teilweise 
in Vorwegnahme der erwarteten demografi schen Schrumpfung (Witte/Stuckrad 
2007: 2-3). Folglich erließen die Hochschulen Zulassungsbeschränkungen. Nach 
2007 stieg die Gesamtzahl der Studierenden wieder leicht an. Um weitere Zugangs-
beschränkungen an ostdeutschen Hochschulen zu verhindern und westdeutsche 

Abb. 4: Bevölkerung im Studienalter (19-29) und Studierendenzahlen in 
Sachsen-Anhalt (1991/92-2010)

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen
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Hochschulen von übergroßem Nachfragedruck zu entlasten, einigten sich Bund und 
Länder auf eine Initiative zur Förderung der bundesweiten Studierendenmobilität. 
Im Hochschulpakt 2020, der 2007 in Kraft trat, verpfl ichteten sich die ostdeutschen 
Bundesländer, ihre Studienkapazitäten auf dem Niveau von 2005 zu halten. Im Ge-
genzug erhielten sie für jeden weiteren Studienanfänger zusätzliche Fördermittel. 
Mit dem Hochschulpakt 2020 einher ging eine Marketingkampagne für ostdeutsche 
Hochschulen, mit der Studieninteressierte aus Westdeutschland gewonnen werden 
sollten. Diese Kampagne zur Förderung der Bildungswanderung, deren zentrales 
Argument die hohe Studienqualität an ostdeutschen Hochschulen war, erwies sich 
als erstaunlich erfolgreich (Gemeinsame Wissenschaftskonferenz 2012). In Abbil-
dung 4 zeigt sich dieser Erfolg in der wachsenden Zahl der nicht aus Sachsen-An-
halt stammenden Studierenden.

Während des Analysezeitraums kam es allerdings zu keiner dem Studierenden-
zuwachs entsprechenden Zunahme des Hochschulpersonals (Abb. A7 im Anhang). 
Vielmehr stagnierten die Personalzahlen bis 2007 bei rund 16.000 Beschäftigten 
und stiegen erst danach auf über 17.000 an (ein Plus von 10 %). Dieser relativ ge-
ringe Gesamtzuwachs verschleiert außerdem die Tatsache, dass die Hochschulen 
im fraglichen Zeitraum in erheblichem Umfang Verwaltungspersonal abbauten. Das 
wissenschaftliche Personal nahm von 5.500 Beschäftigten im Jahr 1992 auf 8.300 
im Jahr 2009 zu (ein Plus von 50 %), während gleichzeitig die Zahl der Verwaltungs-
kräfte um 10 % zurückging. Der beobachtete Zuwachs an wissenschaftlichem Per-
sonal lässt sich zumindest teilweise auf die verstärkte Vergabe befristeter Lehrauf-
träge zurückführen. Zudem wurde die Zahl der Hochschulen in Sachsen-Anhalt von 
16 auf 12 reduziert und die Zahl ihrer örtlichen Zweigstellen von 21 auf 17 (Bartl 
2012a). Der Ausbau der Studienplätze wurde, mit anderen Worten, zum Teil durch 
eine Ökonomisierung des regionalen Hochschulsystems auf der Personal- und In-
frastrukturebene ermöglicht.

Dieser Abschnitt erlaubt folgende Schlussfolgerungen: Der Hochschulsektor 
stellt den mit Abstand am wenigsten vom demografi schen Wandel betroffenen 
Teilbereich des regionalen Bildungssystems dar. Diese Entkopplung resultiert aus 
dem generellen Trend steigender Bildungsaspirationen, der neue Segmente der 
regionalen Bevölkerung an die Hochschulen bringt. Zudem kann der Hochschul-
sektor wesentlich stärker auf die räumliche Mobilität seiner Adressaten bauen als 
Bildungseinrichtungen für jüngere Zielgruppen. In Hochschulrankings gilt es so-
gar als Zeichen hoher akademischer Qualität, wenn eine Hochschule einen großen 
Anteil an überregionalen oder internationalen Studierenden aufweisen kann. Die 
analysierten Daten lassen keine Rückschlüsse auf eine Ausweitung der typischen 
Zielaltersgruppe zu (einige Autoren benennen dies als potenzielle Kompensations-
strategie, so z.B. Vincent-Lancrin 2008).

3.5 Vergleich zwischen den Stufen des Bildungssystems 

Im letzten empirischen Abschnitt des Beitrags soll mittels bivariater Regressions-
analyse der übergreifende Vergleich zwischen den verschiedenen Bildungsstufen 
noch weiter vertieft werden. Multivariate Regressionsmodelle bieten sich hier nicht 
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an, da die Analyse auf aggregierten Zeitreihen mit lediglich einer begrenzten Anzahl 
von Einzelbeobachtungen basiert. Sowohl die Zahl der Bildungseinrichtungen als 
auch die der Hochschulbeschäftigten wurden auf sich verändernde Kohortengrö-
ßen regressiert (Tab. 1). Da diese Variablen nach logarithmischer Transformation in 
die Regressionsmodelle eingeführt wurden, können die so erhaltenen Koeffi zien-
ten als Elastizitäten interpretiert werden: sie drücken aus, in welchem prozentualen 
Umfang eine Änderung der abhängigen Variable (Angebot) zu erwarten ist, wenn 
sich die unabhängige Variable (Größe der Zielaltersgruppe) um 1 % ändert. So kann 
die relative demografi sche Reagibilität der Angebotsstruktur in den verschiedenen 
Teilbereichen des Bildungssystems numerisch miteinander verglichen werden.

Die Regressionskoeffi zienten in Tabelle 1 weisen einige frappierende Resultate 
auf. Das erste Modell zur Reagibilität von Kinderbetreuungseinrichtungen offenbart 
erstaunlicherweise eine Elastizität von 0,64, obgleich die Gesamtteilnehmerzahl 
hier vollständig von der demografi schen Schrumpfung entkoppelt war. Anders aus-
gedrückt ist bei einem Rückgang der Bevölkerung unter sechs Jahren um 1 % mit 
einer Abnahme der Zahl der Betreuungseinrichtungen um 0,64 % zu rechnen – un-
geachtet des Kompensationseffekts, der sich aus der wachsenden Zahl nachmit-
tagsbetreuter Schulkinder ergibt. Der Konzentrationsprozess bei der Bereitstellung 
von Betreuungsangeboten ist offensichtlich strategischer Natur, er soll die organi-
sationale Flexibilität steigern und Skaleneffekte nutzbar machen. Vormals separa-
te Einheiten wurden zusammengelegt und reorganisiert, um mit multifunktionalen 
Betreuungs- und Bildungseinrichtungen eine breiter gefasste Zielaltersgruppe zu 
adressieren. Der zunehmend hohe Kommodifi zierungsgrad dieser Bildungsstufe 
(durch die Übertragung an nicht gewinnorientierte private Träger) könnte mit zu 
dieser bemerkenswerten demografi schen Elastizität der Angebotsbereitstellung 
beigetragen haben.

Die vier folgenden Modelle bilden die demografi sche Reagibilität allgemeinbil-
dender Schulen ab. Verglichen mit der hohen Reagibilität ihrer Schülerzahlen re-
agiert die Bildungsinfrastruktur der Primarstufe weitaus weniger elastisch auf die 
demografi sche Schrumpfung. Die Anzahl der Primarschulen nimmt lediglich um 
0,41 % ab, wenn die Bevölkerung zwischen sechs und zehn Jahren um 1 % zurück-
geht. Diese vergleichsweise geringe Reagibilität lässt sich auf das bildungsplaneri-
sche Leitbild zurückführen, wonach „kurzen Beinen“ auch „kurze Wege“ zur Schule 
geboten werden sollten. Sekundarschulen weisen eine überproportional hohe de-
mografi sche Elastizität auf. Sinkt die Zahl der Zehn- bis Fünfzehnjährigen um 1 %, 
so geht die Anzahl der Einrichtungen in diesem Segment um 1,1 % zurück. Im Rah-
men des mehrgliedrigen, hierarchisch differenzierten Sekundarstufensystems wird 
dieser integrierte Schultyp offensichtlich zum Opfer der Bildungsexpansion: Gym-
nasien mit ihren höher bewerteten Abschlüssen zeigen lediglich eine Elastizität von 
0,68 %. Förderschulen schließlich weisen von allen allgemeinbildenden Schulfor-
men die geringste demografi sche Elastizität auf. Dies dürfte das Resultat tradierter 
professioneller Standards im Umgang mit speziellen Förderbedarfen sein. Wenn 
man allgemeinbildende Schulen als Subsystem des regionalen Bildungssystems 
betrachtet, lässt sich argumentieren, dass die hochgradig elastischen Schultypen 
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die von den weniger elastischen Teilen des Subsystems erzeugten Fixkosten partiell 
ausgleichen.

Mit einer Elastizität von 0,24 % scheint das Segment der berufsbildenden Schu-
len nicht besonders stark auf die demografi sche Schrumpfung zu reagieren. Ledig-
lich die Gesamtzahl berufsbildender Schulen ins Auge zu fassen kaschiert allerdings 
einen bemerkenswerten Privatisierungsprozess: horizontal differenzierte Schulen 
in öffentlicher Trägerschaft wurden geschlossen, während private Träger neue Ein-
richtungen mit enger fachlicher Spezialisierung eröffneten. Zudem divergierten die 
Entwicklungen je nach berufsbildendem Schultyp. Die deskriptiven Analysen zeig-
ten, dass Teilzeitberufsschulen (und berufsvorbereitende Einrichtungen) in höherem 
Maße vom demografi schen Schrumpfungsprozess betroffen waren als Berufsfach-
schulen. Leitende Idee hinter der öffentlichen Subventionierung von Berufsfach-
schulen war, die Auswirkungen der vereinigungsbedingten Deindustrialisierung auf 
den ostdeutschen Ausbildungsmarkt zu kompensieren. Angesichts verbesserter 
Arbeitsmarktchancen junger Menschen in Ostdeutschland und des Auslaufens öf-
fentlicher Fördermittel ist inzwischen aber auch dieses Segment der berufl ichen 
Bildung von Kürzungen betroffen (Grünert et al. 2006; BMBF 2011: 21).

Das letzte der in Tabelle 1 gezeigten Modelle legt den Schluss nahe, dass sich die 
Zahl der Hochschulbeschäftigten in umgekehrtem Verhältnis zur demografi schen 
Schrumpfung entwickelt. Dabei dürfte es sich aber um einen Scheinzusammen-
hang handeln. Es gibt keinen berechtigten Grund für die Annahme, dass sinkende 
Kohortengrößen zum Anstieg der Beschäftigtenzahlen im Hochschulsektor beitra-
gen sollten. Tiefer gehende Analysen auf der Mikroebene einzelner Hochschulen 

Tab. 1: Demografi sche Elastizität des Angebots an Bildungseinrichtungen 
(bivariate Regressionen)

 

Alters- 
gruppe 

Kinder- 
betreuungs- 

einrichtungen 

Primar-
schulen 

Integrierte 
Sekundar- 

schulen 

Gym-
nasien 

Förder- 
schulen 

Berufs- 
bildende 
Schulen 

Hoch- 
schul- 

personal 

  0 –   6 0,64***             
  6 – 10   0,41***           
10 – 15     1,10***         
10 – 19       0,68***       
  6 – 19         0,13***     
15 – 21           0,24***   
19 – 29             -0,56** 

N 8 19 19 19 19 18 19 
R2 0,89 0,82 0,95 0,92 0,87 0,28 0,66 

* p < 0.05, ** p < 0.01, *** p < 0.001; abhängige und unabhängige Variablen sind loga-
rithmiert

Quelle:  Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt
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zeigen, dass dieser Zusammenhang statistisch nicht signifi kant ist (Bartl 2012a). In 
Wirklichkeit besteht ein positiver Zusammenhang zu den Studierendenzahlen und 
ein negativer Zusammenhang zur ökonomischen Entwicklung, was die häufi g ge-
nannte Hypothese stützt, dass Hochschulen im regionalen Kontext einen „dritten 
Auftrag“ zu erfüllen haben. Indem sie Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor bereit-
stellen, scheinen die Hochschulen Sachsen-Anhalts Bestandteil des politischen 
Maßnahmenpakets zur Bekämpfung der schwierigen regionalen Wirtschaftslage 
zu sein. Mit derartigen Maßnahmen soll dem grundgesetzlich verankerten Gebot 
gleichwertiger Lebensverhältnisse Rechnung getragen werden. Ungeachtet dieser 
„dritten Mission“ war während des Analysezeitraums in Sachsen-Anhalt ein signifi -
kanter Abbau des hochschulischen Verwaltungspersonals zu verzeichnen, und die 
gegenwärtigen Diskussionen nähren die Vermutung, dass weitere Kürzungen im 
Hochschulsektor anstehen – und dies trotz steigender Studierendenzahlen (Ziegele/
Berthold 2013)! Insofern setzen die anhaltend schwierige Wirtschaftslage, die parti-
ell immer noch eine Folge des Transformationsprozesses ist (Sackmann 2010), und 
das für 2019 vorgesehene Auslaufen des Solidarpakts II das Hochschulsystem unter 
fi nanziellen Druck. An diesem Punkt versucht die Politik, die Demografi e als Legiti-
mationsrahmen für unpopuläre Kürzungsmaßnahmen zu nutzen (Ziegele/Berthold 
2013).

Insgesamt wiesen die sieben hier miteinander verglichenen Teilbereiche des 
Bildungssystems eine durchschnittliche demografi sche Reagibilität von 0,38 auf. 
Diesem Wert am nächsten kommt der Regressionskoeffi zient der Primarschulen. 
In einem mehrgliedrigen, hierarchisch differenzierten System wird die Stellung der 
integrierten Sekundarschulen durch politische Entscheidungen wie auch durch in-
dividuelle Präferenzen für höhere Bildungsabschlüsse geschwächt. Daher zeigen 
sie eine übermäßig hohe demografi sche Reagibilität. Gymnasien und Kinderbetreu-
ungseinrichtungen reagieren ebenfalls überdurchschnittlich stark auf die demogra-
fi sche Schrumpfung, wenngleich nicht in proportionalem Verhältnis. Während der 
Konzentrationsprozess bei Kinderbetreuungseinrichtungen wohl den strategischen 
Erwägungen kommunaler und privater Betreiber folgt, wären Gymnasien noch häu-
fi ger von Schließungen betroffen gewesen, wenn das Schulgesetz buchstabenge-
treu umgesetzt worden wäre. Hingegen ist der Hochschulsektor am stärksten von 
der demografi schen Entwicklung entkoppelt. Allerdings waren hier verschiedene 
Personalkategorien von Ökonomisierungsstrategien betroffen. Förderschulen stel-
len sich ebenfalls als relativ unabhängig von demografi schen Einfl üssen dar, ins-
besondere im Vergleich mit den anderen allgemeinbildenden Schultypen. Dies ist 
teilweise den gestiegenen Förderschulquoten geschuldet sowie einer statistischen 
Umverteilung von Schülern aus den bislang vergleichsweise zahlreicheren Schulen 
für Kinder mit Lernschwierigkeiten an Schulen mit anderen Förderschwerpunkten. 
Die relative demografi sche Unabhängigkeit berufsbildender Schulen, die der Re-
gressionskoeffi zient nahelegt, ist eher trügerisch, da sie einen Konzentrationspro-
zess bei den öffentlich getragenen Berufsbildungseinrichtungen verdeckt, den die 
fachlich stark spezialisierten Schulen in privater Trägerschaft lediglich zahlenmäßig 
auffangen.
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4 Gleicher Zugang zu Bildung und Ökonomisierung der Infrastruktur

Die Bildungsinfrastruktur Sachsen-Anhalts durchlief während des Analysezeit-
raums einen substanziellen Umstrukturierungsprozess. Die vorliegenden Ergebnis-
se zeigen, dass die demografi sche Reagibilität des regionalen Bildungssystems in 
Sachsen-Anhalt sowohl in als auch zwischen den Bildungsstufen variiert. Diese Va-
rianz verweist nicht allein auf grundlegende institutionelle Unterschiede zwischen 
den Bildungsstufen, sondern auch auf politische Handlungsspielräume im Umgang 
mit dem demografi schen Wandel. Die beobachtete Varianz in der demografi schen 
Reagibilität von Bildungsinfrastruktur dämpft somit allzu schlichte Erwartungen 
sinkender Ausgaben in Zeiten schrumpfender Kohortengrößen. Gemessen an der 
Volatilität der Bevölkerungsentwicklung und der Bildungsteilnehmerzahlen erwies 
sich die Anpassung des Angebots auf den meisten Bildungsstufen als weniger fl e-
xibel. Mit Blick auf die zweitgenannte Hypothese, dass der demografi sche Wandel 
möglicherweise Ressourcen freisetzt (Ökonomisierungsthese), muss konstatiert 
werden, dass dies nur zum Teil der Fall ist. Zudem ist allgemein bekannt, dass Schul-
schließungen häufi g zur Externalisierung von Kosten in andere öffentlich fi nanzierte 
Bereiche führen, wie beispielsweise in den Schülertransport (Frank 2011). Detaillier-
tere Daten (z.B. solche, die die Größenverteilung von Bildungseinrichtungen ein-
schließen) hätten hinsichtlich der Ökonomisierung des Angebots vermutlich noch 
größere Varianzen offenbart. Entscheidungen über die Schließung bzw. Nichtschlie-
ßung von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen werden gewöhnlich anhand 
bestimmter administrativer Richtwerte getroffen. Dass die demografi sche Reagi-
bilität des Angebots je nach Bildungsstufe variiert, verweist auf den normativen 
Charakter bildungspolitischer Infrastrukturentscheidungen: Kostensenkungen und 
der wohlfahrtsstaatliche Anspruch, fl ächendeckend gleichen Zugang zu Bildung zu 
gewährleisten, müssen gegeneinander abgewogen werden. Umso erstaunlicher ist, 
dass sich einige der Ökonomisierungsprozesse nicht unmittelbar der demografi -
schen Schrumpfung zuschreiben lassen, wie beispielsweise dort, wo die Zahl der 
Bildungsteilnehmer steigt (in der frühkindlichen Bildung und im Hochschulsektor). 
Theoretisch ist es immerhin denkbar, dass der demografi sche Rückgang die öffent-
lichen Bildungshaushalte indirekt unter Kostendruck setzt. Allerdings resultiert die 
Finanzknappheit in Ostdeutschland nicht in erster Linie aus der demografi schen 
Entwicklung, sondern aus der Währungsunion mit Westdeutschland und der Dein-
dustrialisierung im Zuge des Transformationsprozesses (Sackmann 2010).

Somit müssen die eingangs anhand theoretischer Überlegungen vorgeschlage-
nen intervenierenden Variablen Inklusivität, interne Differenzierung und Kommo-
difi zierung abschließend mit Blick auf die Ergebnisse anderer Studien überdacht 
werden. Inklusivität: Während sich in Sachsen-Anhalt die Zahl der Kinderbetreu-
ungseinrichtungen gerade aufgrund der hohen Betreuungsquote als anfällig für 
demografi sche Schrumpfung erwies, lagen die Betreuungsraten in Polen und den 
westdeutschen Bundesländern signifi kant niedriger (Bartl 2011b). Kinderbetreuungs-
quoten können als informeller Ausdruck normativer Erwartungen hinsichtlich der 
Standards an wohlfahrtsstaatlichen Leistungen gewertet werden. Ungeachtet der 
niedrigen Betreuungsquote machte es das in Polen vorherrschende familialistische 
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Wohlfahrtsregime, welches die Betreuungsrolle der Familie betont, für die Kommu-
nen in normativer Hinsicht einfacher, bestehende Kindertagesstätten – insbesonde-
re in ländlichen Gebieten – während der Frühphase des Transformationsprozesses 
zu schließen. Es steht zu vermuten, dass Kostensenkungsstrategien dieser Art mit 
zum vergleichsweise niedrigen Verschuldungsniveau schrumpfender Kommunen in 
Polen beigetragen haben dürften (Rademacher 2007; Sackmann 2010). Später, in 
der Posttransformationsphase, wurde die gesunkene Kinderzahl durch die Einfüh-
rung eines verpfl ichtenden Vorschuljahres aufgefangen und das allgemeinbilden-
de Schulwesen sogar noch weiter ausgebaut (Kopycka 2013). In Westdeutschland 
führten Bestrebungen des Bundes, das traditionell konservative Wohlfahrtsregime 
zu modernisieren, zuletzt dazu, den Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung auf die 
unter Dreijährigen auszuweiten, wodurch die Konsequenzen der geringeren Zahl 
an Kindern zwischen drei und sechs Jahren kompensiert werden (Bartl 2011b). Ein 
niedriger Grad an Inklusivität macht es daher weniger wahrscheinlich, dass ein Ge-
burtenrückgang zu Überkapazitäten führt, wenn gleichzeitig die normativen Erwar-
tungen steigen, der Rückgang also durch höhere Betreuungsquoten ausgeglichen 
wird. Dies ist der Grund, weshalb die Kinderbetreuungsinfrastruktur in schrumpfen-
den ländlichen Regionen Westdeutschlands als zufriedenstellend empfunden wird, 
während dieselbe Angebotslage in vergleichbaren Gegenden Ostdeutschlands als 
Versorgungsmangel gilt (Steinführer et al. 2012). Im Hochschulbereich lässt sich 
eine steigende Studierquote als Annäherung an das Ideal der Hochschulbildung für 
alle interpretieren. Als nicht-intendierte Konsequenz dieser politisch erwünschten 
Entwicklung wird der Hochschulsektor allerdings anfälliger für den demografi schen 
Wandel. In Ländern wie Japan oder Südkorea stehen die (privaten) Hochschulen an-
gesichts der demografi schen Schrumpfung bereits vor ernsten Herausforderungen 
(Yonezawa/Kim 2008). Dort wird Internationalisierung als primäre Bewältigungsstra-
tegie diskutiert. Wenn man bedenkt, dass Strategien dieser Art theoretisch einen 
recht hohen Kommodifi zierungsgrad erforderlich machen (Sackmann 2010), dürf-
ten die im Thema Studiengebühren angelegten normativen Fragen weiter an Auf-
merksamkeit gewinnen.

Hierarchische und/oder horizontale Binnendifferenzierung einer Bildungsstufe 
entkoppeln den Zusammenhang zwischen demografi schen Trends und Bildungsbe-
reitstellung. Im vorliegenden Beitrag wurde deutlich, dass Sekundarschulen stärker 
von der demografi schen Schrumpfung betroffen sind als Gymnasien. Diese unein-
heitliche demografi sche Reagibilität verweist auf die hierarchische Differenzierung 
des deutschen Sekundarstufensystems. Ähnlich geriet das strukturell noch stär-
ker fragmentierte allgemeinbildende Schulsystem Westdeutschlands während der 
letzten fünfzehn Jahre vom unteren Ende der Hierarchie her unter demografi ebe-
dingten Entdifferenzierungsdruck (Bartl 2012b). Als die geburtenschwachen 1970er-
Jahrgänge im Laufe der 1980er Jahre sukzessive in das westdeutsche Bildungs-
system eintraten, konnte dieser demografi sche Druck auf die Schülerzahlen zum 
einen durch Einwanderung und zum anderen durch Absenken der geltenden Richt-
werte für Schulmindestgrößen vorübergehend aufgefangen werden (Trotha 1981). 
Heute soll sinkenden Schülerzahlen mit der zunehmenden Einführung integrativer 
Schulformen begegnet werden (Bartl 2012b). Was die horizontale Differenzierung 
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anbetrifft, so erlaubt ein geringer Grad an Differenzierung – wie in der Primarstu-
fe – eine hochgradig dezentrale Angebotsstruktur. Allerdings bringt diese geringe 
Differenzierung gemeinhin auch recht kleine und daher schließungsanfällige Infra-
struktureinheiten mit sich (zu diesbezüglichen Zukunftsaussichten in den Niederlan-
den siehe Haartsen/van Wissen 2012). Obgleich Förderschulen mit ähnlich kleinen 
Schülerzahlen operieren wie Primarschulen, erwiesen sie sich der demografi schen 
Entwicklung gegenüber als äußerst robust. Die relativ stabile Zahl dieser Schulen 
ist ein Hinweis auf die gestiegene Förderschulquote, die im Vergleich zu anderen 
Bundesländern in Sachsen-Anhalt besonders hoch ausfällt. Beide Schultypen – Pri-
mar- und Förderschule – werfen in Zeiten demografi scher Schrumpfung normative 
Fragen auf. Sollen diese kleinen Schulen erhalten bleiben? In einem bundesländer-
übergreifenden Vergleich hatte lediglich Thüringen noch höhere Ausgaben pro 
Schüler zu verzeichnen als Sachsen-Anhalt (Statistisches Bundesamt 2010: 47). Vor 
kurzem kündigte die Landesregierung Sachsen-Anhalts die Schließung von 75 klei-
nen Primarschulen an, die nicht die für diesen Schultyp geltende Mindestschülerzahl 
aufweisen (Staatskanzlei Sachsen-Anhalt 12.02.2013). Andererseits könnte auch ar-
gumentiert werden, dass möglicherweise gerade das stark dezentrale Primarschul-
angebot zum guten Abschneiden sachsen-anhaltinischer Schüler im Rahmen einer 
länderübergreifenden Leistungsvergleichsstudie beigetragen habe (Stanat 2012). 
Im Gegensatz zu den offenkundig guten Ergebnissen der Primarschulen scheinen 
sich die verhältnismäßig hohen Kosten der separaten Beschulung von Schülern 
mit Förderbedarf (Preuss-Lausitz 2009) gesellschaftlich nicht auszuzahlen. Im Jahr 
2009 verließen in Sachsen-Anhalt 10,7 % der Schulabgänger die Schule ohne jegli-
chen Abschluss. Rund drei Viertel dieser Schulabbrecher waren Förderschüler. Im 
selben Jahr hatte allein Mecklenburg-Vorpommern mit 12,4 % eine noch höhere 
Schulabbrecherquote zu verzeichnen – und eine ähnlich hohe Förderschulquote 
(eigene Berechnungen nach KMK undatiert: 332-333.) Angesichts der derzeitigen 
Diskussionen um ein inklusiveres und effi zienteres Schulsystem ist die trotz der de-
mografi schen Entwicklung vergleichsweise stabile, aber recht kostspielige separate 
Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit Förderbedarf eine zweischneidige 
Erfolgsgeschichte. Innerhalb größerer Organisationseinheiten bewirken sinkende 
Kohortengrößen einen Druck hin zu horizontaler Entdifferenzierung. Beispielsweise 
begannen berufsbildende Schulen in Sachsen-Anhalt vor kurzem, mit gemischten 
Klassen für Auszubildende verschiedener Berufe zu experimentieren (Laag 2010).

Zu Beginn der 1990er Jahre war der Kommodifi zierungsgrad der ostdeutschen 
Bildungslandschaft geringer als er es heute ist. Der Anteil nicht gewinnorientier-
ter privater Bildungsträger nahm in der frühkindlichen Bildung und Betreuung in 
ebenso bemerkenswertem Umfang zu wie im berufs- und im allgemeinbildenden 
Segment. Während ein recht hohes Engagement privater Akteure in der frühkindli-
chen und berufl ichen Bildung von Westdeutschland her bekannt ist, gilt dies für all-
gemeinbildende Schulen so nicht. Obgleich Deutschland immer noch einen relativ 
niedrigen Grad an Bildungsprivatisierung aufweist, haben Untersuchungen gezeigt, 
dass demografi ebedingte Schließungen öffentlicher Schulen dem wachsenden An-
gebot an privaten (Primar-)Schulen vorausgegangen sind (Kühne/Kann 2012). Dar-
über hinaus scheint die demografi sche Schrumpfung die im öffentlichen Sektor übli-
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chen Rationalisierungsstrategien zu befördern, wie beispielsweise Naturalrechnung 
(Bartl 2011a), Kürzungsmaßnahmen und fl exible Arbeitsverhältnisse (letzteres vor 
allem im Hochschulsektor). Dies entspricht einem vorwiegend in Kontinentaleuropa 
anzutreffenden Reformmuster des öffentlichen Sektors, in dem der Staat sowohl 
normativ als auch real weiterhin als zentraler gesellschaftlicher Akteur auftritt und 
der Markt eine eher untergeordnete Rolle spielt (Pollitt/Bouckaert 2011).

Zusammengefasst besagen die Ergebnisse dieser empirischen Studie, dass bei 
einer systematischen Untersuchung der demografi schen Reagibilität des Bildungs-
wesens die in Abbildung 5 dargestellten neu konfi gurierten Variablen berücksichtigt 
werden sollten.

Die demografi sche Schrumpfung erfordert eine Ökonomisierung der Bildungs-
infrastruktur, allerdings könnte (bildungsbedingte) Migration diesen Druck partiell 
abmildern. Bildungspolitische Leitbilder, seien sie auf politische oder auf berufs-
ständische Erwägungen gegründet, stehen einer Ökonomisierung von Bildungs-
infrastruktur gemeinhin entgegen. Zudem ist die demografi sche Reagibilität der 
Angebotsstruktur in den stärker hierarchisch oder horizontal differenzierten Bil-
dungsstufen (wie in der Sekundarstufe) vergleichsweise weniger ausgeprägt als in 
jenen Segmenten des Bildungssystems, die sich durch ein höheres Maß an Inklusi-
on auszeichnen (wie die Primarstufe). Ein weiterer intervenierender Effekt scheint 
mit der Größe von Bildungseinrichtungen zusammenzuhängen: größere Einheiten 
verfügen über mehr Potenzial, fl exibel auf sinkende Nachfrage zu reagieren – al-
lerdings wurde diese Variable für den vorliegenden Beitrag nicht hinreichend sys-
tematisch untersucht. Andererseits ist die demografi sche Reagibilität der hoch-
gradig inklusiven und stark kommodifi zierten Bildungsstufen wiederum deutlicher 
ausgeprägt als die jener Segmente mit niedrigen Teilnahmequoten und vollständig 
dekommodifi zierter öffentlicher Angebotsstruktur. Unabhängig von der demogra-
fi schen Entwicklung und den Bildungsgovernancestrukturen kann ein regionales 
Bildungssystem jedoch auch aufgrund der schlechten regionalen Wirtschaftslage 

Abb. 5: Determinanten der Ökonomisierung regionaler Bildungssysteme in 
Zeiten demografi scher Schrumpfung

Demografischer Wandel 
Kohortengröße (+) 
(Bildungs-)Migration (+) 

Bildungsgovernance 
Bildungspolitische Leitbilder (-) 
Inklusivität der Bildungsstufe (+) 
Binnendifferenzierung der Bildungsstufe (-) 
Größe der Bildungseinrichtungen (-) 
Kommodifizierungsgrad (+) 

Ökonomisierung des 
regionalen 
Bildungssystems 

Wirtschaftslage (+) 

Quelle: eigene Darstellung
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unter Ökonomisierungsdruck geraten. Dies wird besonders offensichtlich, wenn 
man sich die Diskussion um Kürzungen im Hochschulsektor vor Augen hält, wie sie 
derzeit in Sachsen-Anhalt zu beobachten ist. Hier dient der demografi sche Wan-
del als Legitimationsrahmen für unpopuläre (und möglicherweise unkluge [Ziegele/
Berthold 2013]) politische Entscheidungen. Die demografi sche Reagibilität des Bil-
dungssystems wird folglich von anderen Variablen mitdeterminiert, insbesondere 
von den Bildungsgovernancestrukturen und der Wirtschaftslage der betreffenden 
Region. Einige dieser Variablen hemmen und andere befördern demografi ebeding-
te Ökonomisierungstendenzen im Bildungswesen.
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